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Wohngebäude-Versicherung 

Informationsblatt zu Versicherungsprodukten (Stand Februar 2018)  
Unternehmen: 

Schleswiger Versicherungsservice AG 

Deutschland 

 

 
Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die vollständigen In-
formationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie umfassend 
informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch. 
 
Um welche Art der Versicherung handelt es sich? 

Wir bieten Ihnen eine Wohngebäudeversicherung. Diese schützt Sie vor den finanziellen Folgen von Sachschäden an Ihrem Gebäude. 
 
 
 

 

Was ist versichert?  

 
Versicherte Sachen 

� Versichert sind Ihr Gebäude, das Gebäudezubehör, die Gebäu-
debestandteile und unmittelbar an das Gebäude anschließende 
Terrassen, die beschädigt oder zerstört  

� werden oder infolge eines Versicherungsfalls abhandenkommen. 
 
Versicherbare Gefahren 

� Brand, Blitzschlag, Explosion, Überspannung durch Blitz, 
Explosion, Implosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahr-
zeuges, seiner Teile oder seiner Ladung;  

� Leitungswasser;  
� Naturgefahren wie Sturm, Hagel;  
� Weitere Naturgefahren:  
� Das sind die Elementargefahren Überschwemmung, Rückstau, 

Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen und 
Vulkanausbruch.  

 

Versicherte Schäden 

� Sachschäden infolge von Zerstörung, Beschädigung oder Ab-
handenkommen der versicherten Sachen infolge eines Versiche-
rungsfalls;  

 

 

Versicherungssumme und Versicherungswert 

� Als Versicherungswert gilt der gleitende Neuwert 
� Der Versicherungsschutz ist ausreichend, wenn die ermittelte 

Versicherungssumme dem vereinbarten Versicherungswert ent-
spricht. 

 

Versicherte Kosten 

Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalls notwendigen 
und tatsächlich angefallenen:  
� Schadenabwendungs- und Schadenminderungskosten,  
� Aufräumungs- und Abbruchkosten und  
� Bewegungs- und Schutzkosten. 

  
Der Versicherer ersetzt bis zu dem hierfür vereinbarten Betrag die 
infolge eines Versicherungsfalls tatsächlich entstandenen 
� Aufwendungen für notwendige Mehrkosten durch behördliche 

Wiederherstellungsbeschränkungen und  
� Preissteigerungen nach Eintritt des Versicherungsfalls.  

 
 

Was ist nicht versichert? 

 
Dazu zählen beispielsweise:  
� in das Gebäude nachträglich eingefügte – nicht aber ausge-

tauschte – Sachen, die ein Mieter oder ein Wohnungseigentümer 
auf seine Kosten beschafft oder übernommen hat und für die er 
die Gefahr trägt 

 
 
 
 

Gibt es Deckungsbeschränkungen? 

 
Es gibt eine Reihe von Fällen, in denen der Versicherungsschutz 
eingeschränkt sein kann.  
In jedem Fall vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind zum 
Beispiel: 

! Krieg;  

! Kernenergie;  

! Schwamm;  

! Sturmflut;  

! Schäden, die Sie vorsätzlich herbeigeführt haben.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
  



 

 

 

Wo bin ich versichert? 

�Sie haben für den in dem Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsort Versicherungsschutz. 
 

 

 

Welche Verpflichtungen habe ich? 

 
Es bestehen beispielsweise folgende Pflichten:  
� Sie müssen alle Fragen im Antragsformular wahrheitsgemäß und vollständig beantworten, auch die Fragen zu früheren Wohngebäudever-

trägen und früheren Versicherungsfällen.  
� Die Versicherungsbeiträge müssen Sie rechtzeitig und vollständig bezahlen. 
� Im Versicherungsfall müssen Sie uns vollständige und wahrheitsgemäße Informationen geben. 
� Sie müssen die Kosten des Schadens gering halten. 
� Wenn sich Ihre vorhandenen Risikoumstände während der Vertragslaufzeit wesentlich ändern, müssen Sie uns ansprechen, damit der Ver-

trag ggf. angepasst werden kann. 
 

 

 

Wann und wie zahle ich? 

Den ersten Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen. Wann Sie die weiteren Beiträge zahlen 
müssen, ist im Versicherungsschein genannt. Je nach Vereinbarung kann das monatlich, vierteljährlich, halbjährlich oder jährlich sein. Sie kön-
nen uns die Beiträge überweisen oder uns ermächtigen, die Beiträge von Ihrem Konto einzuziehen.  
 

 

 

Wann beginnt und endet die Deckung? 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass Sie den ersten Versicherungs-
beitrag rechtzeitig und vollständig gezahlt haben. Hat der Vertrag eine Laufzeit von mindestens 1 Jahr, verlängert er sich automatisch um jeweils 
ein weiteres Jahr (Verlängerungsjahr), außer Sie oder wir kündigen den Vertrag.  
 

 

 

Wie kann ich den Vertrag kündigen? 

Sie können den Vertrag ebenso wie wir zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ablauf jedes Verlängerungsjahres kündi-
gen (das muss spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragslaufzeit geschehen).  
Ebenfalls können Sie und wir nach dem Eintritt eines Schadenfalles den Versicherungsvertrag kündigen. Dann endet die Versicherung schon vor 
Ende der vereinbarten Dauer. 
 

 
 



 
  
 
 
Allgemeine Verbraucherinformationen  
Informationen nach § 1 VVG-Informationspflichtenverordnung (VVG-InfoV) 
 

Angaben der Gesellschaften 
 
Nachfolgend erhalten Sie eine Übersicht der für Ihren Vertrag möglichen Gesellschaften. Die speziell für Ihren Vertrag bzw. für Ihr Angebot zutreffende 
Gesellschaft entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag bzw. Angebot - diese wird ebenfalls im Versicherungsschein dokumentiert. 
 

 
Württembergische Versicherung AG 
 

1. Identität des Versicherers: 
 

  Name: 
  Württembergische Versicherung AG 

                           Gutenbergstraße 30 
     70176 Stuttgart 

 

  Telefon: 0711 662 - 0 
  Fax: 0711 662 829400 
  Internet: www.wuerttembergische.de 

 

 
   
  
  

 Handelsregister: Amtsgericht Stuttgart 
      HRB 14327 

Vers.St.Nr. 801/V90801006186
 

2. Identität eines Vertreters des Versicherers in der Europäischen Union in dem Sie Ihren Wohn- oder Geschäftssitz haben 
- entfällt - 
 

3. Ladungsfähige Anschrift des Versicherers 
                   Vorstand: Thomas Bischof (Vorsitzender)
 Württembergische Versicherung AG 
     Gutenbergstraße 30 
     70176 Stuttgart 
 Vorstand:  
     
 

    Dr. Susanne Pauser 
    Alexander Mayer 
    Jens Lison 
    Jens Wieland 

                           Aufsichtsratsvorsitzender: Jürgen A. Junker 

 

4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers / Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde 
 

Die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers besteht im Abschluss und in der Verwaltung sowie Durchführung von 
Versicherungsverträgen. 

 

Die Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 
 

5. Angaben für das Bestehen eines Garantiefonds u. ä. 
Bei Versicherungen, deren Hauptgeschäftstätigkeit im Betrieb von Haftpflicht-, Unfall-, Kraftfahrt-, Sach- und 
Rechtsschutzversicherungen besteht, entfällt das Erfordernis für einen Garantiefonds u. ä. 

 

 
B. ADLER Versicherung AG 
 

1. Identität des Versicherers: 
 

  Name: 
  ADLER Versicherung AG 

     Joseph-Scherer-Str. 3 
    44139 Dortmund 
 

  Telefon: 0231-135-0 
  Fax: 0231-135-4638 
  Internet: www.signal-iduna.de 

 

 Rechtsform:  
    
 Aktiengesellschaft 
 Sitz: Dortmund 
  

 Handelsregister: Amtsgericht Dortmund 
     HRB 20214 

Vers.St.Nr. 9116/806/00998 
 

2. Identität eines Vertreters des Versicherers in der Europäischen Union in dem Sie Ihren Wohn- oder Geschäftssitz haben 
- entfällt - 
 

3. Ladungsfähige Anschrift des Versicherers 
 
 ADLER Versicherung AG 
 Joseph-Scherer-Str. 3 

44139 Dortmund 
 

 Vorstand: Jörg Krieger, Torsten Uhlig, Dr. Norbert A. 
Vogel 

 Aufsichtsratsvorsitzender: Dr. Stefan Kutz 
 

4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers / Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde 
 

Die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers besteht im Abschluss und in der Verwaltung sowie Durchführung von 
Versicherungsverträgen. 

 

Die Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 
 

5. Angaben für das Bestehen eines Garantiefonds u. ä. 
Bei Versicherungen, deren Hauptgeschäftstätigkeit im Betrieb von Haftpflicht-, Unfall-, Kraftfahrt-, Sach- und 
Rechtsschutzversicherungen besteht, entfällt das Erfordernis für einen Garantiefonds u. ä. 
 
 
 
 
 
 

Rechtsform:
Aktiengesellschaft 
Sitz: Stuttgart



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
C. Rhion Versicherung AG 

 
1. Identität des Versicherers: 

 

  Name: 
     Rhion Versicherung AG 

     RheinLandplatz 
    41460 Neuss 
 

  Telefon: 02131-6099-0 
  Fax: 02131-6099-13300 
  Internet: www.rhion.de 

 

 
 Rechtsform:  
 Aktiengesellschaft 
 Sitz: Neuss 

 Handelsregister: Amtsgericht Neuss 
     HRB 13420 

Vers.St.Nr. 810/V900810021482
 

2. Identität eines Vertreters des Versicherers in der Europäischen Union in dem Sie Ihren Wohn- oder Geschäftssitz haben 
- entfällt - 

 
3. Ladungsfähige Anschrift des Versicherers 

 
 Rhion Versicherung AG 
 RheinLandplatz 

41460 Neuss 
 

 Vorstand: Christoph Buchbender, Dr. Lothar 
Horbach, Dr. Arne Barinka, Andreas 
Schwarz 

 Aufsichtsratsvorsitzender: Wilhelm Ferdinand 
Thywissen 

 

4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers / Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde 
 

Die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers besteht im Abschluss und in der Verwaltung sowie Durchführung von Versicherungsverträgen. 
 

Die Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 
 

5. Angaben für das Bestehen eines Garantiefonds u. ä. 
Bei Versicherungen, deren Hauptgeschäftstätigkeit im Betrieb von Haftpflicht-, Unfall-, Kraftfahrt-, Sach- und Rechtsschutzversicherungen besteht, entfällt das 
Erfordernis für einen Garantiefonds u. ä. 
 

 

 
 

Für die vorher genannten Versicherer handeln wir namens und in Vollmacht als Ihr Assekuradeur aus Neumünster: 
 

Schleswiger Versicherungsservice AG 
 

Anschrift:   Goebenstraße 10 
   24534 Neumünster 
 

Aufsichtsratvorsitzender: Johannes Jochimsen 
Vorstand:   Peter Behnke, Thomas Wolff, Joana Behnke 
Handelsregister:  Amtsgericht Kiel 

HRB 1820 NM 



 

 
 
 
6. Angaben über die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung 
 
Fälligkeit der Leistung 
Sie erhalten die vereinbarte Leistung nach Eintritt des Versicherungsfalls und Feststellung unserer Leistungspflicht. 
 
Erfüllung der Leistung 
Wir zahlen im Versicherungsfall bis zur Höhe der jeweils vereinbarten Versicherungssumme bzw. Entschädigungsgrenze. 
 
Hinweis: 
Weitere Einzelheiten zu Art, Umfang und Fälligkeit sowie Erfüllung unserer Leistungen sind, je nach beantragtem Umfang, in den allgemeinen 
Versicherungsbedingungen, Deklarationen, Klauseln, Besonderen Bedingungen, Risikobeschreibungen, Zusatzbedingungen und Geschriebenen 
Bedingungen geregelt. 
 
7. Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und sonstigen Preisbestandteilen 
Diese Angaben entnehmen Sie bitte unserem Vorschlag bzw. dem Antrag. Die zu zahlende Prämie enthält die zum Zeitpunkt der Antragsstellung 
gültige Versicherungssteuer. 
 
8. Zusätzlich anfallende Kosten sowie weitere Steuern, Gebühren oder Kosten 
Gebühren und Kosten für die Aufnahme des Antrages werden nicht erhoben. 
Im Rahmen eines ordnungsgemäßen Vertragsverlaufs fallen keine weiteren Kosten an. Wir weisen darauf hin, dass bei Prämienverzug zusätzliche 
Kosten, wie z.B. Mahngebühren entstehen können. 
 
9. Einzelheiten zur Prämienzahlung und Zahlungsweise 
Damit wir Ihnen Versicherungsschutz gewähren können, sind die vereinbarten Prämien im Voraus zu zahlen. Beachten Sie, dass die Erstprämie von 
den unter Ziffer 7 aufgeführten Prämien abweichen kann. 
Versicherungsbeginn und –ablauf entnehmen Sie bitte unserem Vorschlag bzw. dem Antrag. 
 

 Erste oder einmalige Prämie 
Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufsrechts – unverzüglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten 
und im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn zu zahlen. 
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsabschluss, so müssen Sie die erste oder einmalige Prämie unverzüglich 
nach Zugang des Versicherungsscheines zahlen. 
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag oder den getroffenen Vereinbarungen ab, ist die erste oder einmalige Prämie frühestens einen Monat 
nach Zugang des Versicherungsscheines zu zahlen. 
Bitte lesen Sie die wichtige Belehrung über die Folge einer Nichtzahlung der ersten oder einmaligen Prämie. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 Folgeprämie 
Die Folgeprämie wird zu Beginn der vereinbarten Versicherungsperiode fällig. 
 

Grundsätzlich gilt 
Die Prämienschuld ist erfüllt, wenn die Überweisung von Ihrem Konto angewiesen wurde und diese eine ausreichende Deckung zur Durchführung der 
Überweisung aufweist. Sollte die Überweisung mittels Bareinzahlung erfolgen, gilt die Prämienschuld mit der Einzahlung der fälligen Prämie beim 
entsprechenden Geldinstitut als erfüllt. 
Im Fall des Prämieneinzugs über das Lastschriftverfahren ist die Prämienschuld erfüllt, wenn zum Zeitpunkt der Abbuchung das angegebene Konto 
eine ausreichende Deckung aufweist, die die Vornahme der Abbuchung gestattet. 
Hinweis: Weitere Regelungen zum Beginn des Versicherungsschutzes, zur Fälligkeit der ersten oder einmaligen Prämie, zur Fälligkeit der 
Folgeprämien und zur Rechtzeitigkeit der Zahlung sind in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen geregelt. 
 
10. Angaben über die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen, beispielsweise die Gültigkeitsdauer 
befristeter Angebote hinsichtlich des Preises. 
Das Ihnen unterbreitete Angebot hat eine Gültigkeit von 6 Wochen und gilt vorbehaltlich einer Änderung der vom Gesetzgeber festgelegten 
Versicherungssteuer sowie einer endgültigen Risikoprüfung. 
 
11. Hinweis auf mögliche Schwankungen der verwendeten Finanzinstrumente 
Entfällt prinzipiell bei Versicherungen, deren Hauptgeschäftstätigkeit im Betrieb von Haftplicht-, Unfall-, Kraftfahrt-, Sach- und 
Rechtsschutzversicherungen besteht. 
 
12. Angaben über das Zustandekommen des Vertrages, Beginn des Versicherungsschutzes und zur Bindefrist 
Der Versicherungsvertrag kommt durch zwei übereinstimmende Willenserklärungen zustande. 
Ihre Willenserklärung ist der Antrag, den Sie stellen und unsere Willenserklärung ist der Versicherungsschein oder eine Annahmebestätigung. 
Der Versicherungsvertrag kommt mit Zugang unserer Annahmeerklärung oder des Versicherungsscheins zustande. 
 

 Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt zum vereinbarten Versicherungsbeginn, wenn Sie die erste oder einmalige Prämie rechtzeitig zahlen. Über das, 
was rechtzeitig ist, informieren wir Sie ausführlich unter Ziffer 9. 
Bitte beachten Sie: 
Wenn Sie die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig zahlen, beginnt Ihr Versicherungsschutz frühestens zu dem Zeitpunkt der Zahlung. 
Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben. 
 

 Frist in der Sie an den Antrag gebunden sind (Bindefrist) 
Sie sind einen Monat lang an den Antrag gebunden. Ihr Widerrufsrecht bleibt hiervon unberührt. 

 
 
 

Zahlen Sie die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig, beginnt der Versicherungsschutz frühestens zum Zeitpunkt der Zahlung. Der 
Versicherungsschutz beginnt gleichwohl zu dem vereinbarten Zeitpunkt, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
haben. 
Außerdem können wir, solange die Zahlung nicht erfolgt ist, vom Vertrag zurücktreten. 
Unser Rücktrittsrecht ist ausgeschlossen, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben. 



 
 
 
 
 
 

 Ergänzende Informationen für Fernabsatzverträge 
 

Diese Informationen gelten für Versicherungsverträge, die unter ausschließlicher Verwendung von Fernkommunikationsmitteln (z.B. Brief, Telefon, 
Fax, Email, Internet) abgeschlossen werden (Fernabsatzverträge). 
1. Der Vertrag kommt durch die Übersendung des Versicherungsscheins zustande. 
2. Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen in Textform ohne Begründung widerrufen. Die Widerrufsfrist beginnt am Tage 
des Abschlusses des Fernabsatzvertrages bzw. – falls Ihnen die Vertragsbestimmungen einschl. der Allgemeinen Versicherungsbedingungen und 
die beiliegenden Informationen zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses noch nicht vorlagen – mit dem Zugang der genannten Unterlagen. Zur 
Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Durch den Widerruf wird der Vertrag unwirksam. 
Das Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr 
Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht besteht, soweit im Vertrag nicht ein anderes vereinbart ist, nicht bei Fernabsatzverträgen 
über Versicherungen mit einer Laufzeit von weniger als einem Monat. Sofern Sie Ihr Widerrufsrecht ausüben, haben wir nur den auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämie zu erstatten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor Ende der 
Widerrufsfrist beginnt. Den auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämie haben Sie in diesem Fall zu zahlen. Die 
Erstattung durch uns muss unverzüglich, spätestens 30 Kalendertage nach Zugang des Widerrufs erfolgen. Soweit Sie ein Widerspruchsrecht 
nach den gesetzlichen Vorschriften über Fernabsatzverträge haben, steht Ihnen ein Widerspruchsrecht gem. § 5 a VVG bzw. ein Widerrufsrecht 
gem. § 8 VVG nicht zu. 
3. Die Vertragsbedingungen und die Vorabinformationen werden in deutscher Sprache mitgeteilt; die Kommunikation während der Laufzeit des 
Vertrages wird in deutscher Sprache geführt. 

 
13. Widerrufsbelehrung 
Widerrufsrecht 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist 
beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbedingungen, die weiteren Informationen nach §7 Abs. 1 und 2 des 
Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit der §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform 
erhalten haben. 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 
 
 
Der Widerruf ist zu richten an die: 
Schleswiger Versicherungsservice AG 
Goebenstraße 10 
24534 Neumünster 
Telefax: 04321 – 489 09 – 29 
info@schleswiger-ag.de 
 
Widerrufsfolgen 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden 
Teil des Beitrages, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil des Beitrages, der 
auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag in Höhe von 1/360 des 
Jahresbeitrages bzw. 1/30 des Monatsbeitrages multipliziert mit der Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz bestanden hat. 
Die Höhe des Beitrages entnehmen Sie bitte den Vertragsunterlagen. Die Erstattung zurückzuzahlender Beiträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 
Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass 
empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszugeben sind. 
Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach § 8 des Versicherungsvertragsgesetzes wirksam ausgeübt, sind Sie auch an einen mit dem Versicherungsvertrag 
zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. Ein zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenden Vertrag 
aufweist und eine Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Versicherer 
betrifft. Eine Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch verlangt werden. 
 
 

 
 
 
Zu Änderungen von bestehenden Verträgen gilt 
Wurde mit dem Versicherungsschein bereits ein bestehender Vertrag erweitert oder geändert, so bezieht sich das Widerrufsrecht nur auf die 
erweiterten oder geänderten Vertragsteile. 
 
14. Vertragslaufzeit 
Die für den Vertrag geltende Vertragslaufzeit entnehmen Sie bitte unserem Vorschlag bzw. Antrag. 
Versicherungsverträge mit mindestens einjähriger Vertragsdauer verlängern sich jeweils um ein Jahr, wenn nicht drei Monate vor dem jeweiligen 
Ablauf der anderen Partei eine schriftliche Kündigung zugegangen ist. Dies gilt nicht für Verträge mit einmaliger Prämie oder für Verträge ohne 
Verlängerungsvereinbarung. 
 
15. Beendigung eines Vertrages 
Der Vertrag kann unter bestimmten Voraussetzungen, ggf. auch vor Ablauf der vereinbarten Vertragslaufzeit, von Ihnen gekündigt werden. Bitte 
beachten Sie, dass eine etwaige Kündigung schriftlich gegenüber der Schleswiger Versicherungsservice AG zu erfolgen hat. 
 

 Kündigung zum Ablauf 
Die Verträge gem. Punkt 14 können von Ihnen zum Ablauf, bei einer vereinbarten Vertragsdauer von mehr als 3 Jahren zum Schluss des dritten 
oder jedes darauf folgenden Versicherungsjahres, unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten gekündigt werden. 
 
 
 

 
Besondere Hinweise 
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wünsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, 
bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 
 
Ende der Widerrufsbelehrung 
 



 
 
 
 
 
 

 Kündigung nach dem Versicherungsfall 
Nach Eintritt eines Versicherungsfalls haben Sie die Möglichkeit, den vom Schaden betroffenen Vertrag zu kündigen. Die Kündigung muss 
spätestens einen Monat nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung erfolgen. Sie wird sofort nach Zugang bei uns wirksam. Sie können 
auch jeden späteren Zeitpunkt zur Wirksamkeit bestimmen, spätestens jedoch den Ablauf des Versicherungsjahres. 
 

 Kündigung nach Risikowegfall 
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, erlöschen die Versicherungsverträge, jedoch frühestens zu dem 
Zeitpunkt, zu dem wir Kenntnis vom Wegfall des Risikos erlangt haben. 
Hinweis zur Wohngebäudeversicherung: Eine Veräußerung des versicherten Gebäudes gilt nicht als Risikowegfall, hierfür bestehen besondere 
Kündigungsvorschriften. 

 
 Kündigung bei Prämienerhöhungen oder Minderung des Versicherungsschutzes ohne Ausgleich 

Erhöht sich aufgrund einer Anpassungsklausel die Prämie, ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes entsprechend ändert, können 
Sie den betreffenden Vertrag mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Prämienerhöhung kündigen. 
Gleiches gilt, wenn sich der Umfang des Versicherungsschutzes vermindert, ohne dass die Prämie entsprechend angepasst wird. 

 
16. Rechtsgrundlagen bei Vertragsanbahnung 
Die Vertragsanbahnung unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
 
17. Anwendbares Recht und zuständiges Gericht 
Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach unserem Sitz Neumünster. Ist der 
Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht seines Wohnsitzes zuständig. 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer müssen 
 

 bei einer natürlichen Person bei dem für ihren Wohnsitz zuständigen Gericht, 
 bei einer juristischen Person bei dem für ihren Sitz oder ihre Niederlassung zuständigen Gericht 

 erhoben werden. 
 
18. Sprache 
Die Sprache für die Vertragsbedingungen, sämtliche Vertragsinformationen sowie die Kommunikation während der Vertragslaufzeit ist deutsch. 
 
19. Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren 
Wenn Sie einmal mit unserem Service nicht zufrieden oder mit einer Entscheidung nicht einverstanden sein sollten, können Sie sich an das 
Beschwerdemanagement wenden: 
 

Schleswiger Versicherungsservice AG 
Abteilung Beschwerdemanagement 
Goebenstraße 10 
24534 Neumünster 
beschwerde@schleswiger-ag.de 

 
Sollte Sie das Ergebnis nicht zufrieden stellen, können Sie den Versicherungsombudsmann einschalten. Unser Unternehmen ist Mitglied im 
Verein Versicherungsombudsmann e.V. Der Ombudsmann ist eine unabhängige Schlichtungsstelle für Verbraucher. Er überprüft kostenfrei für 
Sie, ob wir korrekt gehandelt haben. 
 

Versicherungsombudsmann e.V. 
Postfach 080 632 
10006 Berlin 
beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
 

Unabhängig davon haben Sie die Möglichkeit, unsere Entscheidungen durch Zivilgerichte prüfen zu lassen. 
 
Online-Streitbeteilungs-Plattform 
Die Europäische Kommission stellt eine Plattform zur Online-Streitbeteiligung (OS) bereit. Diese können Sie über den nachfolgenden Link 
erreichen: http://ec.europa.eu/consumers/odr/. Sie können diese Plattform unter folgenden Voraussetzungen nutzen: 
1. Sie sind Verbraucher und leben in der Europäischen Union (EU). 
2. Sie haben einen Versicherungsvertrag auf elektronischen Weg (bspw. über diese Internetseite oder per E-Mail) beantragt bzw. geschlossen. 

 
20. Versicherungsaufsicht 
Die zuständige Versicherungsaufsicht ist unter folgender Adresse zu erreichen: 
 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
Bereich Versicherungsaufsicht 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn 

 
21. Allgemeine Hinweise/Schlusserklärung 
Änderung der Anschrift: Bitte informieren Sie uns unverzüglich schriftlich, wenn sich Ihre Anschrift ändert. 
Besondere Vereinbarungen: Nebenabreden sind nur dann verbindlich, wenn sie der Versicherer durch Aufnahme in das Vertragsdokument 
bestätigt. 



 

Wichtige Hinweise zur vorvertraglichen Anzeigepflicht und zu Ihrem Versicherungsschutz 

Obliegenheiten vor Vertragsabschluss – Vorvertragliche Anzeigepflichten  
Damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die dort gestellten Fragen 
wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen. 
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. Nähere 
Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen. 
Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in 
Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet. 

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird? 

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, 
dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen geschlossen hätten. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben 
wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand 
 - Weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
 - Noch für die Feststellung oder den Umfang unsere Leistungspflicht ursächlich war. 
Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. Bei einem Rücktritt steht uns der 
Teil des Beitrages zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.  

2. Kündigung  
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos 
verletzt haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.  
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn 
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

3. Vertragsänderung 
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen 
Vertragsbestandteil. 
Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Dies kann 
zu einer rückwirkenden Beitragserhöhung oder zu einem rückwirkenden Ausschluss der Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand und insoweit zu einem rückwirkenden Wegfall des Versicherungsschutzes führen. Haben Sie die 
Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode 
Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die 
Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen. 

4. Ausübung unsere Rechte 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend 
gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unsere Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die 
wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für diese Frist nach 
Satz 1 nicht verstrichen ist. 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren 
nach Vertragsabschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn 
Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben. 

5. Anfechtung  
Wenn Sie uns arglistig täuschen, können wir den Vertrag auch anfechten. 

6. Stellvertretung durch eine andere Person 
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des 
Rücktritts, der Kündigung, der rückwirkenden Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die 
Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, 
dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter 
noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 



 

 

 

I Allgemeine Wohngebäude-Versicherungsbedingungen (SLAG-VGB 2008 
– Abschnitt A) – Fassung Januar 2019 
 
1.   Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungsfall),generelle Ausschlüsse 
2.   Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luftfahrzeuge 
3.   Leitungswasser 
4.   Sturm, Hagel 
5.   Versicherte und nicht versicherte Sachen, Versicherungsort 
6.   Wohnungs- und Teileigentum 
7.   Versicherte Kosten 
8.   Mehrkosten 
9.   Mietausfall, Mietwert 
10. Versicherungswert, Versicherungssumme 
11. Ermittlung der Versicherungssumme in der gleitenden Neuwertversicherung, Unterversicherung 
12. Prämie in der gleitenden Neuwertversicherung und deren Anpassung 
13. Prämienanpassung aufgrund Neukalkulation 
14. Regelung für die Prämienberechnung aufgrund des Gebäudealters 
15. Entschädigungsberechnung 
16. Zahlung und Verzinsung der Entschädigung  
17. Sachverständigenverfahren 
18. Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten des Versicherungsnehmers vor und nach dem Versich-
 erungsfall, Sicherheitsvorschriften 
19. Besondere gefahrerhöhende Umstände 
20. Veräußerung der versicherten Sachen 

1. Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungsfall), generelle Ausschlüsse 

1.1 Versicherungsfall 

a) Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch 

 aa) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder 
seiner Ladung, 

 bb) Leitungswasser, 

 cc) Sturm, Hagel 

      zerstört oder beschädigt werden oder infolgedessen abhanden kommen. 

1.2 Ausschluss Krieg, Innere Unruhen und  
Kernenergie 

a) Ausschluss Krieg  

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, 
kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion oder Aufstand. 

b) Ausschluss Innere Unruhen 

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch innere 
Unruhen. 

c) Ausschluss Kernenergie 

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Kern-
energie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen. 

2. Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luftfahrzeuge 

2.1 Versicherte Gefahren und Schäden 

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch 
a) Brand, 
b) Blitzschlag, 
c) Explosion, Implosion, 
d) Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung 
zerstört oder beschädigt werden oder abhandenkommen. 
 
 
 



 

 

 

2.2 Brand 

Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das 
sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag. 

2.3 Blitzschlag 

Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf Sachen. 

Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschlussschäden an elektrischen Einrichtungen und Geräten sind nur 
versichert, wenn an Sachen auf dem Grundstück, auf dem der Versicherungsort liegt, durch Blitzschlag Schä-
den anderer Art entstanden sind. 

Spuren eines direkten Blitzschlags an anderen Sachen als an elektrischen Einrichtungen und Geräten oder an 
Antennen stehen Schäden anderer Art gleich. 

2.4 Explosion, Implosion 

2.4.1 Explosion 

Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende 
Kraftäußerung. 

Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung usw.) liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem solchen 
Umfang zerrissen wird, dass ein plötzlicher Ausgleich des Druckunterschieds innerhalb und außerhalb des Be-
hälters stattfindet. Wird im Innern eines Behälters eine Explosion durch chemische Umsetzung hervorgerufen, 
so ist ein Zerreißen seiner Wandung nicht erforderlich. 

Verpuffung gilt als mitversichert. 

2.4.2 Implosion 

Implosion ist ein plötzlicher, unvorhersehbarer Zusammenfall eines Hohlkörpers durch äußeren Überdruck in-
folge eines inneren Unterdruckes. 

2.5 Nicht versicherte Schäden 

Nicht versichert sind  

a) ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch Erdbeben;  

b) Sengschäden;  

c) Schäden, die an Verbrennungskraftmaschinen durch die im Verbrennungsraum auftretenden Explosionen, 
sowie Schäden, die an Schaltorganen von elektrischen Schaltern durch den in ihnen auftretenden Gasdruck 
entstehen; 

d) Brandschäden, die an versicherten Sachen dadurch entstehen, dass sie einem Nutzfeuer oder der Wärme 
zur Bearbeitung oder zu sonstigen Zwecken ausgesetzt werden; dies gilt auch für Sachen, in denen oder 
durch die Nutzfeuer oder Wärme erzeugt, vermittelt oder weitergeleitet wird. 

Die Ausschlüsse gemäß Ziffer 2.5 b) bis 2.5 d) gelten nicht, soweit diese Schäden Folge eines versicherten 
Sachschadens gemäß Ziffer 2.1 sind. 
 

2.6 Selbstbeteiligung 
Ein eventuell vereinbarter Selbstbehalt je Versicherungsfall ergibt sich aus dem Versicherungsschein oder sei-
nen Nachträgen. 

3. Leitungswasser 

3.1 Bruchschäden innerhalb von Gebäuden 

Der Versicherer leistet Entschädigung für innerhalb von Gebäuden eintretende 

a) frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Rohren  

aa) der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) oder den damit verbundenen Schläuchen, 

bb) der Warmwasser- oder Dampfheizung sowie Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen, 

cc) von Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen, 

sofern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkesseln, Boilern oder vergleichbaren Anlagen sind. 

b) frostbedingte Bruchschäden an nachfolgend genannten Installationen: 

aa) Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, Armaturen (z. B. Wasser- und Absperrhähne, Ventile, 
Geruchsverschlüsse, Wassermesser) sowie deren Anschlussschläuche, 

 



 

 

 

bb) Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleichbare Teile von Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, 
Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen. 

Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukörper, einschließlich der Bodenplatte. 

Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach gelten als Rohre innerhalb des Gebäudes. 

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre und Installationen unterhalb der Bodenplatte (tragend 
oder nicht tragend) nicht versichert. 

3.2 Bruchschäden außerhalb von Gebäuden 

Der Versicherer leistet Entschädigung für außerhalb von Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige 
Bruchschäden an den Zuleitungsrohren der Wasserversorgung oder an den Rohren der Warmwasserheizungs-, 
Dampfheizungs-, Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen, soweit 

a) diese Rohre der Versorgung versicherter Gebäude oder Anlagen dienen und 

b) die Rohre sich auf dem Versicherungsgrundstück befinden und 

c) der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt. 

3.3 Nässeschäden 

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch bestimmungswidrig austretendes Lei-
tungswasser zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen. 

Das Leitungswasser muss aus Rohren der Wasserversorgung (Zu- und Ableitungen) oder damit verbundenen 
Schläuchen, den mit diesem Rohrsystem verbundenen sonstigen Einrichtungen oder deren wasserführenden 
Teilen, aus Einrichtungen der Warmwasser- oder Dampfheizung, aus Klima-, Wärmepumpen oder Solarhei-
zungsanlagen, aus Wasserlösch- und Berieselungsanlagen sowie aus Wasserbetten und Aquarien ausgetreten 
sein.  
Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen sowie Wasserdampf 
stehen Leitungswasser gleich. 

3.4 Nicht versicherte Schäden 

a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch 

aa) Regenwasser aus Fallrohren, 

bb) Plansch- oder Reinigungswasser, 

cc) Schwamm, 

dd) Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer, Überschwemmung oder Witterungsniederschläge 
oder einen durch diese Ursachen hervorgerufenen Rückstau, 

ee) Erdbeben, Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch, 

ff) Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass Leitungswasser nach Ziffer 3.3 die Erdsenkung oder den 
Erdrutsch verursacht hat,  

gg) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder 
seiner Ladung, 

hh) Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der Berieselungsdüsen wegen eines Brandes, durch Druckproben 
oder durch Umbauten oder Reparaturarbeiten an dem versicherten Gebäude, an der Sprinkler- oder 
Berieselungsanlage, 

ii) Sturm, Hagel, 

jj) Leitungswasser aus Eimern, Gieskannen oder sonstigen mobilen Behältnissen. 

b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden an Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 
bezugsfertig sind und an den in diesen Gebäuden oder Gebäudeteilen befindlichen Sachen. 
 

3.5 Selbstbeteiligung 
Ein eventuell vereinbarter Selbstbehalt je Versicherungsfall ergibt sich aus dem Versicherungsschein oder sei-
nen Nachträgen. 

4. Sturm, Hagel 

4.1 Versicherte Gefahren und Schäden 

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die zerstört oder beschädigt werden oder abhan-
den kommen 

a) durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder Hagels auf versicherte Sachen oder auf Gebäude, in 
denen sich versicherte Sachen befinden; 



 

 

 

b) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, Bäume oder andere Gegenstände auf versicherte Sa-
chen oder auf Gebäude, in denen sich versicherte Sachen befinden, wirft; 

c) als Folge eines Schadens nach a) oder b) an versicherten Sachen; 

d) durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder Hagels auf Gebäude, die mit dem versicherten Ge-
bäude oder Gebäuden, in denen sich versicherte Sachen befinden, baulich verbunden sind; 

e) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, Bäume oder andere Gegenstände auf Gebäude wirft, 
die mit dem versicherten Gebäude oder Gebäuden, in denen sich versicherte Sachen befinden, baulich 
verbunden sind. 

4.2 Sturm 

Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens Windstärke 8 nach Beaufort (Windgeschwindigkeit 
von mindestens 63 km/Stunde). 

Ist die Windstärke für den Schadenort nicht feststellbar, so wird Windstärke 8 unterstellt, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass 

a) die Luftbewegung in der Umgebung des Versicherungsgrundstücks Schäden an Gebäuden in einwandfrei-
em Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet hat, oder 

b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des versicherten Gebäudes oder des Gebäudes, in dem 
sich die versicherten Sachen befunden haben, oder mit diesem Gebäude baulich verbundenen Gebäuden, 
nur durch Sturm entstanden sein kann. 

4.3 Hagel 

Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von Eiskörnern. 

4.4 Nicht versicherte Schäden 

a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch  

aa) Sturmflut; 

bb) Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz durch nicht ordnungsgemäß geschlossene Fens-
ter, Außentüren oder andere Öffnungen, es sei denn, dass diese Öffnungen durch Sturm oder Hagel 
entstanden sind und einen Gebäudeschaden darstellen; 

cc) Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz von Luftfahrzeugen, ihrer Teile oder Ladung; 

dd) weitere Elementargefahren (Überschwemmung, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, Schneedruck, La-
winen, Vulkanausbruch). 

b) Nicht versichert sind Schäden an 

aa) Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht bezugsfertig sind, und an den in diesen Gebäuden befindli-
chen Sachen; 

bb) Laden- und Schaufensterscheiben. 
 

4.5 Selbstbeteiligung 
Ein eventuell vereinbarter Selbstbehalt je Versicherungsfall ergibt sich aus dem Versicherungsschein oder sei-
nen Nachträgen. 

5. Versicherte und nicht versicherte Sachen, Versicherungsort 

5.1 Beschreibung des Versicherungsumfangs 

Versichert sind die in dem Versicherungsschein bezeichneten Gebäude mit ihren Gebäudebestandteilen und 
Gebäudezubehör einschließlich unmittelbar an das Gebäude anschließender Terrassen auf dem im Versiche-
rungsschein bezeichneten Versicherungsgrundstück. 

Weitere Grundstücksbestandteile sind nur versichert, soweit diese ausdrücklich in den Versicherungsumfang 
einbezogen sind. 

5.2 Definitionen 

a) Gebäude im Sinne dieser Regelungen sind mit dem Erdboden verbundene Bauwerke, die der überwiegen-
den Nutzung zu Wohnzwecken bestimmt sind und gegen äußere Einflüsse schützen können. 

b) Gebäudebestandteile sind in ein Gebäude eingefügte Sachen, die durch ihre feste Verbindung mit dem 
Gebäude ihre Selbständigkeit verloren haben. Dazu gehören auch Einbaumöbel bzw. Einbauküchen, die 
individuell für das Gebäude raumspezifisch geplant und gefertigt sind. 

 

 



 

 

 

c) Gebäudezubehör sind bewegliche Sachen, die sich im Gebäude befinden oder außen am Gebäude ange-
bracht sind und der Instandhaltung bzw. überwiegenden Zweckbestimmung des versicherten Gebäudes 
dienen.  

 Als Gebäudezubehör gelten ferner Müllboxen sowie Klingel- und Briefkastenanlagen auf dem Versiche-
rungsgrundstück.  

d) Als Grundstückbestandteile gelten die mit dem Grund und Boden des Versicherungsgrundstücks fest ver-
bundenen Sachen. 

e) Versicherungsgrundstück ist das Flurstück/sind die Flurstücke, auf dem das versicherte Gebäude steht 
(Versicherungs-ort). Teilen sich mehrere Gebäude ein Flurstück, so gilt als Versicherungsort derjenige Teil 
des Flurstücks, der durch Einfriedung oder anderweitige Abgrenzung dem/den im Versicherungsschein be-
zeichneten Gebäude(n) ausschließlich zugehörig ist. 

5.3 Ausschlüsse 

a) Nicht versichert sind Photovoltaikanlagen sowie deren zugehörige Installationen (z. B. Solarmodule, Monta-
gerahmen, Befestigungselemente, Mess-, Steuer- und Regeltechnik, Wechselrichter und Verkabelung). 

b) Nicht versichert sind in das Gebäude nachträglich eingefügte – nicht aber ausgetauschte – Sachen, die ein 
Mieter oder Wohnungseigentümer auf seine Kosten beschafft oder übernommen hat und daher hierfür die 
Gefahr trägt. Eine anderweitige Vereinbarung über die Gefahrtragung ist vom Versicherungsnehmer nach-
zuweisen. 

c) Nicht versichert sind elektronisch gespeicherte Daten und Programme. 

6. Wohnungs- und Teileigentum 

1. Ist bei Verträgen mit einer Gemeinschaft von Wohnungseigentümern der Versicherer wegen des Verhaltens 
einzelner Wohnungseigentümer ganz oder teilweise leistungsfrei, so kann er sich hierauf gegenüber den übri-
gen Wohnungseigentümern wegen deren Sondereigentum sowie deren Miteigentumsanteilen nicht berufen. 

Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwirkungsgrund vorliegt, hat dem Versicherer die darauf 
entfallenden Aufwendungen zu ersetzen. 

2. Die übrigen Wohnungseigentümer können verlangen, dass der Versicherer sie auch insoweit entschädigt, 
wie er gegenüber einzelnen Miteigentümern leistungsfrei ist, sofern diese zusätzliche Entschädigung zur Wie-
derherstellung des gemeinschaftlichen Eigentums verwendet wird. 

Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwirkungsgrund vorliegt, ist verpflichtet, dem Versicherer 
diese Mehraufwendungen zu erstatten. 

3. Für die Gebäudeversicherung bei Teileigentum gelten Nr. 1 und Nr. 2 entsprechend. 

7. Versicherte Kosten 

Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen 

a) Aufräum- und Abbruchkosten 

für das Aufräumen und den Abbruch versicherter Sachen sowie für das Wegräumen und den Abtransport  
von Schutt und sonstigen Resten dieser Sachen zum nächsten Ablagerungsplatz und für das Ablagern und 
Vernichten; 

b) Bewegungs- und Schutzkosten, 

die dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung versicherter Sa-
chen andere Sachen bewegt, verändert oder geschützt werden müssen. 

Die Entschädigung für versicherte Kosten gemäß a) und b) ist auf den vereinbarten Betrag begrenzt. 

c) Mehrkosten durch Technologiefortschritt 

aa) Der Versicherer ersetzt die infolge eines Versicherungsfalles tatsächlich entstandenen Mehrkosten für 
die Wiederbeschaffung oder Wiederherstellung der versicherten und vom Schaden betroffenen Sachen, 
wenn die Wiederherstellung oder die Wiederbeschaffung der Sache in derselben Art und Güte infolge 
Technologiefortschritts nicht möglich oder unwirtschaftlich ist. Maßgebend ist der Betrag, der für ein Er-
satzgut aufzuwenden ist, das der vom Schaden betroffenen Sache in Art und Güte möglichst nahe 
kommt. 

bb) Entschädigung wird nicht geleistet für Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkun-
gen. 

cc) Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch die Mehrkosten nur im Verhältnis des Zeitwertes 
zum Neuwert ersetzt. 

dd) Die Entschädigung hierfür ist auf die vereinbarte Versicherungssumme begrenzt. 



 

 

 

8. Mehrkosten 

8.1 Beschreibung der versicherten Leistung 

a) Der Versicherer ersetzt die tatsächlich entstandenen Mehrkosten infolge von Veränderungen der öffentlich-
rechtlichen Vorschriften (Gesetze und Verordnungen), die zwischen Errichtung bzw. letztmaliger genehmi-
gungspflichtiger Baumaßnahme am betroffenen Gebäudeteil und dem Versicherungsfall in Kraft getreten 
sind. 

b) Darf die Wiederherstellung der versicherten, vom Schaden betroffenen Sachen aufgrund behördlicher Wie-
deraufbaubeschränkungen nur an anderer Stelle erfolgen, so sind dadurch entstehende Mehrkosten nur in 
dem Umfang zu ersetzen, in dem sie auch bei Wiederherstellung an bisheriger Stelle entstanden wären. 

c) Der Ersatz von Mehrkosten beschränkt sich auf die tatsächlich vom Schaden betroffenen Gebäudeteile.  

d) Ist das Gebäude zum Zeitwert versichert, so werden die Mehrkosten im Verhältnis des versicherten Zeit-
werts zum aktuellen Neubauwert erstattet. 

8.2 Definitionen  

Mehrkosten im Sinne dieser Vorschrift ergeben sich aus der Differenz des Aufwandes für die Wiederherstellung 
in gleicher Art und Güte und dem Aufwand zum Zeitpunkt der Wiederherstellung, der unter Berücksichtigung 
der Ziffer 8.1 a) und b) entstehen wird. 

8.3 Ausschlüsse 

a) Nicht versichert sind Mehrkosten infolge von 

aa) Betriebsbeschränkungen, 

bb) Kapitalmangel, 

cc) behördlichen Auflagen, die mit Fristsetzung vor Eintritt des Versicherungsfalles erteilt wurden, 

dd) behördlichen Wiederherstellungsbeschränkungen, die es untersagen, verwertbare Reste der versicher-
ten, vom Schaden betroffenen Sachen zu verwerten. 

b) Wird vor Eintritt des Versicherungsfalles auf der Grundlage bestehender Gesetze und Verordnungen durch 
eine hierin ausgewiesene Frist der Bestandsschutz außer Kraft gesetzt bzw. die Nutzung des Gebäudes 
ganz oder teilweise untersagt, so sind die hierdurch entstehenden Mehrkosten nicht vom Versicherungs-
schutz umfasst, auch wenn die zuständige Behörde noch keinen entsprechenden Verwaltungsakt erlassen 
hat. 

8.4 Preissteigerungen 

Der Versicherer ersetzt auch Preissteigerungen, die im Zuge der Wiederherstellung entstehen und deren Ursa-
che in der Zeit zwischen Eintritt des Versicherungsfalles und der unverzüglichen Wiederherstellung liegt und für 
die nicht gleichzeitig eine Preisdifferenzversicherung besteht. Veranlasst der Versicherungsnehmer nicht unver-
züglich die Wiederherstellung, sind die Mehrkosten nur in dem Umfang zu ersetzen, in dem sie auch bei unver-
züglicher Wiederherstellung entstanden wären. 

9 Mietausfall, Mietwert 

9.1 Mietausfall, Mietwert 

Der Versicherer ersetzt 

a) den Mietausfall einschließlich fortlaufender Mietnebenkosten, wenn Mieter von Wohnräumen infolge eines 
Versicherungsfalles zu Recht die Zahlung der Miete ganz oder teilweise eingestellt haben; 

b) den ortsüblichen Mietwert von Wohnräumen einschließlich fortlaufender Nebenkosten im Sinne des Miet-
rechts, die der Versicherungsnehmer selbst bewohnt und die infolge eines Versicherungsfalles unbenutzbar 
geworden sind, falls dem Versicherungsnehmer die Beschränkung auf einen benutzbar gebliebenen Teil 
der Wohnung nicht zugemutet werden kann. 

c) Der Versicherer ersetzt auch einen durch die Einhaltung öffentlich-rechtlicher Vorschriften (z. B. Wiederauf-
baubeschränkungen) verursachten zusätzlichen Mietausfall bzw. Mietwert. 

9.2 Haftzeit 

a) Mietausfall oder Mietwert werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Räume wieder benutzbar sind, 
höchstens jedoch für 12 Monate seit dem Eintritt des Versicherungsfalles. 

b) Mietausfall oder Mietwert werden nur insoweit ersetzt, wie der Versicherungsnehmer die mögliche Wieder-
benutzung nicht schuldhaft verzögert. 

 

 



 

 

 

9.3 Gewerblich genutzte Räume 

Für gewerblich genutzte Räume kann die Versicherung des Mietausfalles oder des ortsüblichen Mietwertes 
vereinbart werden. 

10 Versicherungswert, Versicherungssumme 

10.1  Vereinbarte Versicherungswerte 

Als Versicherungswert kann der gleitende Neuwert, der Neuwert, der Zeitwert oder der gemeine Wert vereinbart 
werden. Im Versicherungsfall kann der gemeine Wert Anwendung finden, wenn die versicherte Sache dauerhaft 
entwertet ist (siehe d). Der Versicherungswert bildet die Grundlage der Entschädigungsberechnung. 

a) Gleitender Neuwert 

Der gleitende Neuwert ist der ortsübliche Neubauwert des Gebäudes ausgedrückt in Preisen des Jahres 
1914. Der Neubauwert bemisst sich nach Größe, Ausstattung sowie Ausbau des Gebäudes. Hierzu gehö-
ren auch Architektengebühren sowie sonstige Konstruktions- und Planungskosten. 

Der Versicherer passt den Versicherungsschutz an die Baukostenentwicklung an (siehe Ziffer 12.2). Des-
halb besteht Versicherungsschutz auf der Grundlage des ortsüblichen Neubauwertes zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalles. 

Wenn sich durch wertsteigernde bauliche Maßnahmen innerhalb der Verscherungsperiode der Wert der 
Gebäude erhöht, besteht bis zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode auch insoweit Versiche-
rungsschutz. 

b) Neuwert 

Der Neuwert ist der ortsübliche Neubauwert des Gebäudes. Der Neubauwert bemisst sich nach Größe, 
Ausstattung sowie Ausbau des Gebäudes. Hierzu gehören auch Architektengebühren sowie sonstige Kon-
struktions- und Planungskosten. 

c)    Zeitwert 

Der Zeitwert errechnet sich aus dem Neuwert des Gebäudes (siehe b)) abzüglich der Wertminderung durch 
Alter und Abnutzung. 

d) Gemeiner Wert 

Der gemeine Wert ist der erzielbare Verkaufspreis für das Gebäude oder für das Altmaterial. 

Ist Versicherung zum gleitenden Neuwert, Neuwert oder Zeitwert vereinbart und ist das Gebäude zum Abbruch 
bestimmt oder sonst dauernd entwertet, so ist Versicherungswert lediglich der gemeine Wert (Nutzungsvorbe-
halt). Eine dauernde Entwertung liegt insbesondere vor, wenn das Gebäude für seinen Zweck nicht mehr zu 
verwenden ist. 

10.2  Versicherungssumme 

a) Die Versicherungssumme ist der zwischen Versicherer und Versicherungsnehmer im Einzelnen vereinbarte 
Betrag, der dem Versicherungswert entsprechen soll. 

b) Wenn bauliche Änderungen vorgenommen werden, soll der Versicherungsnehmer die Versicherungssum-
me an den veränderten Versicherungswert anpassen. 

c) Ist Neuwert, Zeitwert oder gemeiner Wert vereinbart worden, soll der Versicherungsnehmer die Versiche-
rungssumme für die versicherte Sache für die Dauer des Versicherungsverhältnisse dem jeweils gültigen 
Versicherungswert anpassen. 

d) Entspricht zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles die Versicherungssumme nicht dem Versicherungswert, 
kann die Regelung über die Unterversicherung zur Anwendung kommen (siehe Ziffer 11.2 b)). 

11 Ermittlung der Versicherungssumme in der gleitenden Neuwertversicherung, Unterversicherungs-
verzicht 

11.1  Ermittlung der Versicherungssumme in der gleitenden Neuwertversicherung 

Die Versicherungssumme ist nach dem ortsüblichen Neubauwert (siehe Ziffer 10) zu ermitteln, der in den Prei-
sen des Jahres 1914 ausgedrückt wird (Versicherungssumme „Wert 1914“). 

Die Versicherungssumme gilt als richtig ermittelt, wenn 

a) sie aufgrund einer vom Versicherer anerkannten Schätzung eines Bausachverständigen festgesetzt wird, 

b) der Versicherungsnehmer im Antrag den Neubauwert in Preisen eines anderen Jahres zutreffend angibt 
und der Versicherer diesen Betrag umrechnet, 

c) der Versicherungsnehmer Antragsfragen nach Größe, Ausbau und Ausstattung des Gebäudes zutreffend 
beantwortet und der Versicherer hiernach die Versicherungssumme „Wert 1914“ berechnet. 



 

 

 

11.2  Unterversicherungsverzicht 

a) Wird die nach Ziffer 11.1 ermittelte Versicherungssumme „Wert 1914“ vereinbart, nimmt der Versicherer bei 
der Entschädigung (einschließlich Kosten und Mietausfall) keinen Abzug wegen Unterversicherung vor (Un-
terversicherungsverzicht). 

b) Ergibt sich im Versicherungsfall, dass die Beschreibung des Gebäudes und seiner Ausstattung gemäß Zif-
fer 11.1 c) von den tatsächlichen Verhältnissen bei Vertragsabschluss abweicht und ist dadurch die Versi-
cherungssumme „Wert 1914“ zu niedrig bemessen, so kann der Versicherer nach den Regelungen über die 
Anzeigepflichtverletzungen vom Vertrag zurücktreten, kündigen oder eine Vertragsanpassung vornehmen; 
ferner kann er bezüglich der Differenz zwischen vereinbarter Versicherungssumme und tatsächlichem Ver-
sicherungswert nach den Regeln der Unterversicherung leistungsfrei sein. 

c) Der Unterversicherungsverzicht gilt ferner nicht, wenn der der Versicherungssummenermittlung zugrunde 
liegende Bauzustand nach Vertragsabschluss durch wertsteigernde bauliche Maßnahmen verändert wurde 
und die Veränderung dem Versicherer nicht unverzüglich angezeigt wurde. Dies gilt nicht, soweit der orts-
übliche Neubauwert innerhalb der zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls laufenden Versicherungsperiode 
durch wertsteigernde bauliche Maßnahmen erhöht wurde. 

12 Prämie in der gleitenden Neuwertversicherung und deren Anpassung 

12.1  Berechnung der Prämie 

Grundlagen der Berechnung der Prämie sind die Versicherungssumme „Wert 1914“, der vereinbarte Prämien-
satz sowie der Anpassungsfaktor (siehe Ziffer 12.2 a)). 
Die jeweils zu zahlende Jahresprämie wird berechnet durch Multiplikation der vereinbarten Grundprämie 1914 
(Versicherungssumme „Wert 1914“ multipliziert mit dem Prämiensatz) mit dem jeweils gültigen Anpassungsfak-
tor. 

12.2  Anpassung der Prämie 

a) Die Prämie verändert sich entsprechend der Anpassung des Versicherungsschutzes (siehe Ziffer 10.1 a)) 
gemäß der Erhöhung oder Verminderung des Anpassungsfaktors. 

b) Der Anpassungsfaktor erhöht oder vermindert sich jeweils zum 1. Januar eines jeden Jahres für die in die-
sem Jahr beginnende Versicherungsperiode entsprechend dem Prozentsatz, um den sich der jeweils für 
den Monat Mai des Vorjahres veröffentlichte Baupreisindex für Wohngebäude und der für den Monat April 
des Vorjahres veröffentlichte Tariflohnindex für das Baugewerbe verändert haben. Beide Indizes gibt das 
Statistische Bundesamt bekannt. Bei dieser Anpassung wird die Änderung des Baupreisindexes zu  

 80 % und die des Tariflohnindexes zu 20 % berücksichtigt, und zwar der jeweilige Index auf zwei Stellen 
nach dem Komma gerundet. 

Der Anpassungsfaktor wird auf zwei Stellen nach dem Komma errechnet und gerundet. 

Soweit bei Rundungen die dritte Zahl nach dem Komma eine Fünf oder eine höhere Zahl ist, wird aufgerun-
det, sonst abgerundet. 

c) Der Versicherungsnehmer kann einer Erhöhung der Prämie innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Mit-
teilung über die Erhöhung des Anpassungsfaktors zugegangen ist, durch Erklärung in Textform widerspre-
chen. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung. Damit wird die Erhöhung nicht wirksam. 
Die Versicherung bleibt dann als Neuwertversicherung (siehe Ziffer 10.1 b)) in Kraft, und zwar zur bisheri-
gen Prämie und mit einer Versicherungssumme, die sich aus der Versicherungssumme „Wert 1914“ multi-
pliziert mit 1/100 des Baupreisindexes für Wohngebäude ergibt, der im Mai des Vorjahres galt. 

In diesem Fall gilt ein vereinbarter Unterversicherungsverzicht nicht mehr. 

Das Recht des Versicherungsnehmers auf Herabsetzung der Versicherungssumme wegen erheblicher 
Überversicherung bleibt unberührt. 

13. Prämienanpassung aufgrund Neukalkulation 

1.  Die Prämien werden unter Berücksichtigung von Schadenaufwand, Kosten (insbesondere Provisionen, Ver-
waltungskosten, Schadenregulierungskosten, Rückversicherungsprämien), Feuerschutzsteuer und Gewinn-
ansatz kalkuliert. 

2.  Der Versicherer ist berechtigt, die Kalkulation für bestehende Verträge in angemessenen Zeiträumen zu 
überprüfen. Hierbei ist zusätzlich auf der Basis der bisherigen Schadenentwicklung auch die voraussichtliche 
künftige Entwicklung des unternehmensindividuellen Schadenbedarfs zu berücksichtigen. 

3. Tarifliche Anpassungen von Prämiensätzen können vom Versicherer zur Hauptfälligkeit des Vertrages mit 
Wirkung ab Beginn des nächsten Versicherungsjahres vorgenommen werden. 

 



 

 

 

4. Der Prämiensatz wird für Teile des Gesamtbestandes, die nach objektiv risikobezogenen Kriterien abgrenz-
bar sind (z.B. Nutzungsart der Gebäude, Bauart, Alter oder geographischer Lage), mittels anerkannter ma-
thematisch-statistischer oder geographischer Verfahren getrennt ermittelt. Preissteigerungen, die in der Ent-
wicklung des Anpassungsfaktors eingeflossen sind, dürfen bei der Neukalkulation nicht noch einmal berück-
sichtigt werden. 

5. Der Versicherer ist berechtigt, einen sich ergebenen Anpassungsbedarf an die betroffenen Versicherungs-
verträge weiterzugeben. 

 5.1 Prämiensenkungen gelten automatisch – auch ohne Information des Versicherungsnehmers – als ver-
einbart. 
5.2 Prämienerhöhungen werden dem Versicherungsnehmer mindestens einen Montag vor Hauptfälligkeit 
mitgeteilt. Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Eingang 
der Mitteilung mit sofortiger Wirkung, jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Prämienerhöhung, 
kündigen. 

6. Individuell vereinbarte Zuschläge oder tarifliche Nachlässe bleiben von der Tarifanpassung unberührt. 

7. Die bedingungsgemäße Änderung des Anpassungsfaktors bleibt von diesen Bestimmungen unberührt. 

 
14. Regelung für die Prämienberechnung aufgrund des Gebäudealters 
Das Gebäudealter hat entscheidenden Einfluss auf den Schadenbedarf und die zur Deckung der Schäden not-
wendigen Beiträge. 
Aus diesem Grund ergeben sich für Gebäude unterschiedlichen Alters unterschiedliche Prämien, welche unter 
Berücksichtigung anerkannter Methoden der Versicherungsmathematik und der Versicherungstechniken be-
rechnet wurden. Zum nächsten Hauptfälligkeitstermin eines jeden Jahres wird das zu diesem Zeitpunkt maß-
gebliche Gebäudealter prämienwirksam zur Ermittlung der neuen Prämie herangezogen. 
Beitragsanpassungen gemäß Ziffer 12 und 13 SLAG VGB 2008 Abschnitt A bleiben hiervon unberührt und kön-
nen neben dieser durchgeführt werden. 
Prämienerhöhungen werden dem Versicherungsnehmer mindestens einen Montag vor Hauptfälligkeit mitgeteilt. 
Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Eingang der Mitteilung 
mit sofortiger Wirkung, jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Prämienerhöhung, kündigen. 

15. Entschädigungsberechnung 

15.1 In der gleitenden Neuwertversicherung bzw. Neuwertversicherung sind im Versicherungsfall 
Grundlage der Entschädigungsberechnung 

a) bei zerstörten Gebäuden die ortsüblichen Wiederherstellungskosten des Gebäudes (einschließlich der Ar-
chitektengebühren sowie sonstiger Konstruktions- und Planungskosten) bei Eintritt des Versicherungsfalles, 

b) bei beschädigten Gebäuden oder sonstigen beschädigten Sachen die notwendigen Reparaturkosten bei 
Eintritt des Versicherungsfalles zuzüglich einer durch die Reparatur nicht ausgeglichenen Wertminderung, 
höchstens jedoch der Versicherungswert bei Eintritt des Versicherungsfalles, 

c) bei zerstörten oder abhanden gekommenen sonstigen Sachen der Wiederbeschaffungspreis von Sachen 
gleicher Art und Güte im neuwertigen Zustand bei Eintritt des Versicherungsfalles. 

d) Restwerte werden angerechnet. 

15.2 In der Zeitwertversicherung ist im Versicherungsfall Grundlage der Entschädigungsberechnung 

a) bei zerstörten Gebäuden der Neuwert zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls abzüglich deren Wertminde-
rung durch Alter und Abnutzung, 

b) bei beschädigten Gebäuden oder sonstigen beschädigten Sachen die notwendigen Reparaturkosten bei 
Eintritt des Versicherungsfalles zuzüglich einer durch die Reparatur nicht ausgeglichenen Wertminderung, 
höchstens jedoch der Zeitwert bei Eintritt des Versicherungsfalles, 

c) bei zerstörten oder abhanden gekommenen sonstigen Sachen der Wiederbeschaffungspreis von Sachen 
gleicher Art und Güte im neuwertigen Zustand zum Zeitpunkt der Vereinbarung abzüglich deren Wertminde-
rung durch Alter und Abnutzung, 

d) Restwerte werden angerechnet. 

15.3 Entschädigungsberechnung bei gemeinem Wert 

Soweit ein Gebäude zum Abbruch bestimmt oder sonst dauerhaft entwertet ist, werden versicherte Sachen nur 
unter Zugrundelegung des erzielbaren Verkaufspreises ohne Grundstücksanteile (gemeiner Wert) entschädigt. 

15.4 Kosten 

Berechnungsgrundlage für die Entschädigung versicherter Kosten ist der Nachweis tatsächlich angefallener 
Kosten unter Berücksichtigung der jeweils vereinbarten Entschädigungsgrenzen. 



 

 

 

15.5 Mietausfall / Mietwert 

Der Versicherer ersetzt den versicherten Mietausfall bzw. Mietwert bis zum Ende der vereinbarten Haftzeit. 

15.6 Mehrwertsteuer 

a) Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versicherungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist; das 
Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer Mehrwertsteuer tatsächlich nicht gezahlt hat. 

b) Für die Berechnung der Entschädigung versicherter Kosten (siehe Ziffer 7) und versicherten Mietausfalls 
bzw. Mietwerts (siehe Ziffer 9) gilt a) entsprechend. 

15.7 Wiederherstellung und Wiederbeschaffung 

In der gleitenden Neuwertversicherung und der Neuwertversicherung erwirbt der Versicherungsnehmer den 
Anspruch auf Zahlung des Teils der Entschädigung, der den Zeitwertschaden übersteigt (Neuwertanteil) nur, 
soweit und sobald er innerhalb von drei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles sicherstellt, dass er die 
Entschädigung verwenden wird, um versicherte Sachen in gleicher Art und Zweckbestimmung an der bisheri-
gen Stelle wiederherzustellen oder wiederzubeschaffen. Ist dies an der bisherigen Stelle rechtlich nicht möglich 
oder wirtschaftlich nicht zu vertreten, so genügt es, wenn die Gebäude an anderer Stelle innerhalb der Bundes-
republik Deutschland wiederhergestellt werden. 

Der Zeitwertschaden errechnet sich aus der Entschädigung nach Ziffer 15.1 a), b) und c) abzüglich der Wert-
minderung durch Alter und Abnutzung. Ziffer 15.6 gilt entsprechend. 

Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung des entschädigten Neuwertanteiles an den Versicherer verpflich-
tet, wenn er die auf den Neuwertanteil geleistete Entschädigung schuldhaft nicht zur Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung der versicherten Sachen verwendet. 

15.8 Gesamtentschädigung, Kosten auf Weisung des Versicherers 

In der Neu- und Zeitwertversicherung ist die Gesamtentschädigung für versicherte Sachen (siehe Ziffer 5.1 und 
5.2), versicherte Kosten (siehe Ziffer 7) und versicherten Mietausfall bzw. Mietwert (siehe Ziffer 9) je Versiche-
rungsfall auf die Versicherungssumme begrenzt. Schadenabwendungs- und Schadenminderungskosten, die auf 
Weisung des Versicherers entstanden sind, werden unbegrenzt ersetzt. 

15.9 Feststellung und Berechnung einer Unterversicherung 

Ist die Versicherungssumme im Zeitpunkt des Versicherungsfalles in der gleitenden Neuwertversicherung (sie-
he Ziffer 10.1 a)) ohne Vereinbarung eines Unterversicherungsverzichts, in der Neu- und Zeitwertversicherung 
sowie in der Versicherung zum gemeinen Wert (siehe Ziffer 10.1 d)) niedriger als der Versicherungswert der 
versicherten Sachen (Unterversicherung), wird die Entschädigung gemäß Ziffer 15.1 bis Ziffer 15.3 in dem Ver-
hältnis von Versicherungssumme zum Versicherungswert nach folgender Berechnungsformel gekürzt: Entschä-
digung = Schadenbetrag multipliziert mit der Versicherungssumme dividiert durch den Versicherungswert. Ent-
sprechendes gilt für die Berechnung versicherter Kosten (siehe Ziffer 7) und versicherten Mietausfalles bzw. 
Mietwerts (siehe Ziffer 9). 

16 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 

16.1 Fälligkeit der Entschädigung 

a) Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des 
Anspruchs abgeschlossen sind. 

Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszah-
lung beanspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. 

b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Entschädigung wird fällig, nachdem der Versiche-
rungsnehmer gegenüber dem Versicherer den Nachweis geführt hat, dass er die Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung sichergestellt hat. 

16.2 Rückzahlung des Neuwert- oder Zeitwertanteils 

Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der vom Versicherer geleisteten Entschädigung verpflichtet, 
wenn die Sache infolge (Ziffer 16.1 b) eines Verschuldens des Versicherungsnehmers nicht innerhalb einer 
angemessenen Frist wiederhergestellt oder wiederbeschafft worden ist. 

16.3 Verzinsung 

Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht: 

a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach Meldung des Schadens geleistet 
wird – seit Anzeige des Schadens zu verzinsen. 

 

 



 

 

 

b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Entschädigung ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, in 
dem der Versicherungsnehmer die Sicherstellung der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung versicher-
ter Sachen gegenüber dem Versicherer nachgewiesen hat. 

c) Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt unter dem jeweiligen Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 
247 BGB), mindestens jedoch bei 4 % und höchstens bei 6 % Zinsen pro Jahr. 

d) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig. 

16.4 Hemmung 

Bei der Berechnung der Fristen gemäß Ziffern 16.1, 16.3 a) und b) ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in 
dem infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt wer-
den kann. 

16.5 Aufschiebung der Zahlung 

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 

a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen; 

b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsen-
tanten aus Anlass dieses Versicherungsfalles noch läuft; 

c) eine Mitwirkung des Realgläubigers gemäß den gesetzlichen Bestimmungen über die Sicherung von Real-
gläubigern nicht erfolgte. 

17 Sachverständigenverfahren 

17.1 Feststellung der Schadenhöhe 

Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versicherungsfalles verlangen, dass die Höhe des Schadens 
in einem Sachverständigenverfahren festgestellt wird. 

Ein solches Sachverständigenverfahren können Versicherer und Versicherungsnehmer auch gemeinsam ver-
einbaren. 

17.2 Weitere Feststellungen 

Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall 
ausgedehnt werden. 

17.3 Verfahren vor Feststellung 

Für das Sachverständigenverfahren gilt: 

a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständigen 
benannt hat, kann die andere unter Angabe des von ihr genannten Sachverständigen in Textform auffor-
dern, den zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird der zweite Sachverständige nicht innerhalb von 
zwei Wochen nach Zugang der Aufforderung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch das für 
den Schadenort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforderung durch den Versicherer ist der 
Versicherungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen. 

b) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person benennen, die Mitbewerber des Versicherungs-
nehmers ist oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung steht; ferner keine Person, die bei Mitbewer-
bern oder Geschäftspartnern angestellt ist oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis steht. 

c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachverständi-
gen als Obmann. Die Regelung unter b) gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes durch die 
Sachverständigen. Einigen sich die Sachverständigen nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer Partei 
durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt. 

17.4 Feststellung 

Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten: 

a) ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten und beschädigten versicherten Sachen sowie deren 
nach dem Versicherungsvertrag infrage kommenden Versicherungswerte zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles; 

b) die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskosten; 

c) die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen; 

d) die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten und den versicherten Mietausfall bzw. Mietwert; 

e) den Wert der nicht vom Schaden betroffenen versicherten Sachen, wenn kein Unterversicherungsverzicht 
gegeben ist. 

 

 



 

 

 

17.5 Verfahren nach Feststellung 

Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen 
der Sachverständigen voneinander ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser ent-
scheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die Feststellungen der Sachverständigen 
gezogenen Grenzen und übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig. 

Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn 
nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser 
verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer die Entschädigung. 

Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die 
Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern. 

17.6 Kosten 

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des 
Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte. 

17.7 Obliegenheiten 

Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nicht berührt. 

18 Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheit des Versicherungsnehmers vor und nach dem Ver-
sicherungsfall, Sicherheitsvorschriften 

18.1 Sicherheitsvorschriften 

Als vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten hat der Versicherungsnehmer 

a) die versicherten Sachen, insbesondere wasserführende Anlagen und Einrichtungen, Dächer und außen 
angebrachte Sachen stets in ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten und Mängel oder Schäden unverzüg-
lich beseitigen zu lassen, 

b) nicht genutzte Gebäude oder Gebäudeteile zu jeder Jahreszeit genügend häufig zu kontrollieren und dort 
alle wasserführenden Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren und entleert zu halten, 

 

c) in der kalten Jahreszeit alle Gebäude und Gebäudeteile zu beheizen und dies genügend häufig zu kontrol-
lieren oder dort alle wasserführenden Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren und entleert zu 
halten. 

18.2 Folgen der Obliegenheitsverletzung 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 18.1 genannten Obliegenheiten, ist der Versicherer unter 
den in Ziffer 8 SLAG-VGB 2008 Abschnitt B beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder 
auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 

19. Besondere gefahrerhöhende Umstände 

Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Ziffer 9 SLAG-VGB 2008 Abschnitt B kann insbesondere dann 
vorliegen, wenn 

a) sich ein Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt worden ist, 

b) ein Gebäude oder der überwiegende Teil eines Gebäudes nicht genutzt wird, 

c) an einem Gebäude Baumaßnahmen durchgeführt werden, in deren Verlauf das Dach ganz oder teilweise 
entfernt wird oder die das Gebäude überwiegend unbenutzbar machen, 

d) in dem versicherten Gebäude ein Gewerbebetrieb aufgenommen oder verändert wird, 

e) das Gebäude nach Vertragsschluss unter Denkmalschutz gestellt wird. 

20. Veräußerung der versicherten Sachen 

20.1 Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang 

a) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräußert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentums-
übergangs (bei Immobilien das Datum des Grundbucheintrages) an dessen Stelle der Erwerber in die wäh-
rend der Dauer seines Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich ergebenden Rechte und Pflichten 
des Versicherungsnehmers ein. 

b) Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie, die auf die zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers 
laufende Versicherungsperiode entfällt, als Gesamtschuldner. 

c) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis 
erlangt. 



 

 

 

20.2 Kündigungsrechte 

a) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der 
Kenntnis des Versicherers von der Veräußerung ausgeübt wird. 

b) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit sofortiger Wirkung oder zum Ende der laufen-
den Versicherungsperiode in Schriftform zu kündigen. 

Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender 
Kenntnis des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung innerhalb eines Monats ab Erlangung der Kennt-
nis, ausgeübt wird. 

c) Im Falle der Kündigung nach a) und b) haftet der Veräußerer allein für die Zahlung der Prämie. 

20.3 Anzeigepflichten 

a) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer oder Erwerber unverzüglich in Textform anzuzeigen. 

b) Ist die Anzeige unterblieben, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-
fall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige hätte zugehen müssen und der 
Versicherer nachweist, dass er den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht ge-
schlossen hätte. 

c) Abweichend von b) ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeit-
punkt bekannt war, zu dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen oder wenn zur Zeit des Eintrittes des 
Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen war. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

II Allgemeine Wohngebäude-Versicherungsbedingungen (SLAG-VGB 
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22.  Vollmachten des Versicherungsvertreters 

23.  Vollmachen der Schleswiger Versicherungsservice AG 

24.  Wechsel des Versicherers 

25.  Bedingungsanpassung – Innovationsklausel 

26.  Anzuwendendes Recht 

 
1. Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters 

1.1 Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von  Gefahrumständen 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für dessen Ent-
schluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. 

Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber 
vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. 

1.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 

a) Vertragsänderung 

 Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, 
so werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei 
einer vom Versicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab 
der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie um mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die 
Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. 
In dieser Mitteilung der Vertragsänderung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kündi-
gungsrecht hinzuweisen. 

b) Rücktritt und Leistungsfreiheit 

 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Ziffer 1.1, kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt. 

 Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlos-
sen, wenn der  Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen abgeschlossen hätte. 



 

 

 

 Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, es 
sei denn, der Versicherungsnehmer weist nach, dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen Um-
stand bezieht, der weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer 
die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet. 

c) Kündigung 

 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Ziffer 1.1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann 
der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen, es sei denn, der Versi-
cherer hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten Umständen zu gleichen oder anderen Bedin-
gungen abgeschlossen. 

d) Ausschluss von Rechten des Versicherers 

 Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (1.2 a)), zum Rücktritt (1.2 b)) und zur Kündigung (1.2 
c)) sind jeweils ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die 
unrichtige Anzeige kannte. 

e) Anfechtung 

 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 

1.3 Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers 

Die Rechte zur Vertragsänderung (1.2 a)), zum Rücktritt (1.2 b)) oder zur Kündigung (1.2 c)) muss der Versi-
cherer innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen und dabei die Umstände angeben, auf die er seine 
Erklärung stützt; zur Begründung kann er nachträglich weitere Umstände innerhalb eines Monats nach deren 
Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verlet-
zung der Anzeigepflicht und der Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils geltend gemachte Recht 
begründen. 

1.4 Rechtsfolgenhinweis 

Die Rechte zur Vertragsänderung (1.2 a)), zum Rücktritt (1.2 b)) und zur Kündigung (1.2 c)) stehen dem Versi-
cherer nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen der 
Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat. 

1.5 Vertreter des Versicherungsnehmers 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von 
Ziffer 1.1 und 1.2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des 
Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem 
Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

1.6 Erlöschen der Rechte des Versicherers 

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (1.2 a)), zum Rücktritt (1.2 b)) und zur Kündigung (1.2 c)) 
erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf 
dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder sein 
Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt hat. 

2. Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung der 
Erst- oder Einmalprämie 

2.1 Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelungen in Ziffer 2.3 und 2.4 zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt. 

2.2 Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie 

Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüglich nach 
dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. 

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist die erste oder einmalige 
Prämie unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen. 

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt 
der Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist. 

Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die erste Rate als erste Prämie. 

 

 



 

 

 

2.3 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug 

Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach Ziffer 2.2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, 
so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist. 

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

 

2.4 Leistungsfreiheit des Versicherers 

Wenn der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach Ziffer 2.2 maßgebenden 
Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer für einen vor Zahlung der Prämie eingetretenen Versicherungs-
fall nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform  

oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prä-
mie aufmerksam gemacht hat. 

Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
hat. 

3. Dauer und Ende des Vertrages 

3.1 Dauer 

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abgeschlossen. 

3.2 Stillschweigende Verlängerung 

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine 
Kündigung zugegangen ist. 

3.3 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen 

Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren zum Ablauf des dritten oder jedes darauf 
folgenden  Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden. 

Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjah-
res zugehen. 

3.4 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 
zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

3.5 Nachweis bei angemeldetem Grundpfandrecht durch Realgläubiger  

Hat ein Realgläubiger sein Grundpfandrecht angemeldet, ist eine Kündigung des Versicherungsverhältnisses 
durch den Versicherungsnehmer im Hinblick auf die Gefahrengruppe Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, 
Absturz oder Anprall eines Luftfahrzeuges nur wirksam, wenn der Versicherungsnehmer mindestens einen Mo-
nat vor Ablauf des Versicherungsvertrags nachgewiesen hat, dass zu dem Zeitpunkt, zu dem die Kündigung 
spätestens zulässig war, das Grundstück nicht mit dem Grundpfandrecht belastet war oder dass der Realgläu-
biger der Kündigung zugestimmt hat. Dies gilt nicht für eine Kündigung nach Veräußerung oder im Versiche-
rungsfall. 

3.6 Wegfall des versicherten Interesses 

Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu 
dem der Versicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis erlangt.  

4. Folgeprämie 

4.1 Fälligkeit  

a) Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jeweiligen Versicherungsperiode fällig. 
b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versicherungsschein oder in der Prämienrech-

nung angegebenen Zeitraums bewirkt ist. 

4.2 Schadenersatz bei Verzug 

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folgeprämie in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Er-
satz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

4.3 Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung 

a) Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei nicht rechtzeitiger Zahlung einer Folgeprämie auf des-
sen Kosten in Textform zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen ab Zu 



 

 

 

 gang der Zahlungsaufforderung bestimmen (Mahnung). Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer 
je Vertrag die rückständigen Beträge der Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und außerdem 
auf die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht – aufgrund der nicht fristgerechten Zahlung 
hinweist. 

b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versiche-
rungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles mit der Zahlung der Prämie oder der Zinsen oder Kosten 
in Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. 

c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der 
geschuldeten Beträge in Verzug ist. 

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf 
wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist 
der Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen.  

4.4 Zahlung der Prämie nach Kündigung 

Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung 
oder, wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf die 
Zahlung leistet. Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versicherers (Ziffer 4.3 b)) bleibt unberührt. 

5. Lastschriftverfahren 

5.1 Pflichten des Versicherungsnehmers 

Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum 
Zeitpunkt der Fälligkeit der Prämie für eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen. 

5.2 Änderung des Zahlungsweges 

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine oder mehrere Prämien, nicht eingezogen werden kön-
nen, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlungen außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen und die 
ausstehende Prämie und zukünftige Prämien durch Überweisung des Versicherungsnehmers zu fordern. 

Der Versicherer hat in Textform darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, die ausste-
hende Prämie und zukünftige Prämien selbst zu übermitteln. 

Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versi-
cherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 

6. Ratenzahlung 

Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als 
gestundet. 

Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode werden sofort fällig, wenn der Versicherungsneh-
mer mit einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder wenn eine Entschädigung fällig wird. 

7. Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

7.1 Allgemeiner Grundsatz 

a) Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf der Versicherungsperiode steht dem 
Versicherer für diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil der Prämie zu, der dem Zeitraum entspricht, 
in dem der Versicherungsschutz bestanden hat. 

b) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, steht dem Versicherer die Prämie 
zu, die er hätte beanspruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden 
wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat. 

7.2 Prämie oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfechtung und fehlendem versicherten Inte-
resse 

a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu wi-
derrufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien 
zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der Belehrung über das Widerrufsrecht, über die 
Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und der Versicherungsnehmer zu-
gestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt. 

 Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zusätzlich die für das erste Versicherungs-
jahr gezahlte Prämie zu erstatten; dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Ver-
sicherungsvertrag in Anspruch genommen hat. 



 

 

 

b) Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers beendet, weil der Versicherungsnehmer 
Gefahrumstände, nach denen der Versicherer vor Vertragsannahme in Textform gefragt hat, nicht ange-
zeigt hat, so steht dem Versicherer die Prämie bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung zu. 
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers beendet, weil die einmalige oder die ers-
te Prämie nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine angemessene Geschäftsge-
bühr zu. 

c) Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger Täuschung been-
det, so steht dem Versicherer die Prämie bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu. 

d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der Prämie verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei 
Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künfti-
ges Unternehmen oder für ein anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer 
kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen. 

Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem 
Fall die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. 

8. Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

8.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 

a) Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles zu 
erfüllen hat, sind: 

aa) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften 
(siehe insbesondere Ziffer 18 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A 

 Abschnitt A und Ziffer 11 SLAG-BEW 2008); 

bb) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbarten Obliegenheiten. 

b) Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des 
Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines 
Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen. 

 Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass 
er die Obliegenheit weder vorsätzlich noch grobfahrlässig verletzt hat. 

8.2 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls 

a) Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls 

aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen; 

bb) dem  Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. 
auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen; 

cc) den Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/  -minderung - ggf. auch mündlich oder tele-
fonisch -  einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten; 

dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/  -minderung, soweit für ihn zumutbar, zu befol-
gen. Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, 
hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln; 

ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen; 

ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen ein-
zureichen; 

gg) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Schadenstelle oder die beschädigten Sachen 
durch den Versicherer freigegeben worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind das Scha-
denbild nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu einer 
Besichtigung durch den Versicherer aufzubewahren; 

hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede  Auskunft – auf Verlangen in Schriftform – zu ertei-
len, die zur Feststellung des Versicherungsfalles oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versiche-
rers erforderlich ist sowie jede Untersuchung über Ursache und Höhe des Schadens und über den Um-
fang der Entschädigungspflicht zu gestatten; 

ii) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet 
werden kann; 

jj) für zerstörte oder abhanden gekommene Wertpapiere oder sonstige aufgebotsfähige Urkunden unver-
züglich das Aufgebotsverfahren einzuleiten und etwaige sonstige Rechte zu wahren, insbesondere ab-
handen gekommene Sparbücher und andere sperrfähige Urkunden unverzüglich sperren zu lassen. 



 

 

 

b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem Dritten zu, so hat dieser die Oblie-
genheiten gemäß Ziffer 8.2 a) ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtli-
chen Umständen möglich ist. 

8.3 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 

a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Ziffer 8.1 oder 8.2 vorsätzlich, so ist der Versi-
cherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Ver-
sicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungs-
nehmer zu beweisen. 

b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, 
soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt  
oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungs-
pflicht des Versicherers ursächlich ist. 

c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder 
Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

9. Gefahrerhöhung 

9.1 Begriff der Gefahrerhöhung 

a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die 
tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine 
Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinli-
cher wird. 

b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht nur - vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Um-
stand ändert nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat. (s. insbesondere Ziffer 19 SLAG-
VGB 2008 Abschnitt A) 

c) Eine Gefahrerhöhung nach Ziffer 9.1 a) liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder 
nach den Umständen als mitversichert gelten soll. 

9.2 Pflichten des Versicherungsnehmers 

a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des 
Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 

b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine 
Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzei-
gen. 

c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, 
muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis er-
langt hat. 

9.3 Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versicherer 

a) Kündigungsrecht des Versicherers 

 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Ziffer 9.2 a), kann der Versicherer den Vertrag 
fristlos kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-
letzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu be-
weisen. 

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von ei-
nem Monat kündigen. 

Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Ziffer 9.2 b) und c) bekannt, kann er den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

b) Vertragsänderung 

 Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäfts-
grundsätzen entsprechende erhöhte Prämie verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr aus-
schließen. 

Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die 
Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 

 



 

 

 

9.4 Erlöschen der Rechte des Versicherers 

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach Ziffer 9.3 erlöschen, wenn diese 
nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder 
wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. 

9.5 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 

a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung ver-
pflichtet, wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten nach Ziffer 9.2 a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt 
der Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. 
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 

b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Ziffer 9.2 b) und 9.2 c) ist der Versicherer für einen Versicherungsfall, der 
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen 
sein müssen, leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat 
der Versicherungsnehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt Ziffer 9.5 a) Satz 2 und 3 entspre-
chend. 

 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu 
dem ihm die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war. 

c) Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 

aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt 
des Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war oder 

bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung des Versicherers abge-
laufen und eine Kündigung nicht erfolgt war oder 

cc) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechende erhöhte Prämie verlangt. 

10. Überversicherung 

a) Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses erheblich, so kann sowohl der 
Versicherer als auch der Versicherungsnehmer verlangen, dass zur Beseitigung der Überversicherung die 
Versicherungssumme mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens, 
ist für die Höhe der Prämie der Betrag maßgebend, den der Versicherer berechnet haben würde, wenn der 
Vertrag von vornherein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre. 

b) Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht die Prämie 
bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

11. Mehrere Versicherer 

11.1  Anzeigepflicht 

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer 
die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer und die Versi-
cherungssumme anzugeben. 

11.2  Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe Ziffer 11.1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der 
Versicherer unter den in Ziffer 8 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz 
oder teilweise leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des Versicherungs-
falles Kenntnis von der anderen Versicherung erlangt hat. 

11.3  Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung 

a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die Versiche-
rungssummen zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der 
Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, 
den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor. 

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukom-
men hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im Gan-
zen nicht mehr als den Betrag des ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
die Verträge bei demselben Versicherer bestehen. 
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Versicherungsverträgen Entschädi-
gung für denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der Weise,  



 

 

 

 dass die Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der 
Versicherungssummen, aus denen die Prämien errechnet wurden, nur in diesem Vertrag in Deckung gege-
ben worden wäre. Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, 
dass aus allen Verträgen insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag 
der Versicherungssummen in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. 

 Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründen-
den Umständen Kenntnis erlangt. 

11.4  Beseitigung der Mehrfachversicherung 

a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne 
Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der später  

 geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versicherungssumme unter verhältnismäßiger Minderung der 
Prämie auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist. 

Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der Versicherungssumme und Anpassung der Prämie 
werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung dem Versicherer zugeht. 

b) Die Regelungen nach Ziffer 11.4 a) sind auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung dadurch ent-
standen ist, dass nach Abschluss der mehreren Versicherungsverträge der Versicherungswert gesunken 
ist. Sind in diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versi-
cherer geschlossen worden, kann der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der 
Versicherungssummen und der Prämien verlangen. 

12. Versicherung für fremde Rechnung 

12.1  Rechte aus dem Vertrag 

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten 
(Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer 
und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versicherungsschein besitzt. 

12.2  Zahlung der Entschädigung 

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, 
dass der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung 
nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen. 

12.3  Kenntnis und Verhalten 

a) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei 
der Versicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berück-
sichtigen. Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss 
sich der Versicherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur zu-
rechnen lassen, wenn der Versicherte Repräsentant des Versicherungsnehmers ist. 

b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen 
worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht 
zumutbar war. 

c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag 
ohne Auftrag des Versicherten geschlossen und den Versicherer nicht darüber informiert hat. 

13. Aufwendungsersatz 

13.1 Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens 

a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles den Umständen nach zur Abwendung und Minderung des Schadens für geboten halten durfte 
oder die er auf Weisung des Versicherers macht. 

b) Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen geltend, um einen unmittelbar bevorstehenden Versiche-
rungsfall abzuwenden oder in seinen Auswirkungen zu mindern, so leistet der Versicherer Aufwendungser-
satz nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nachträglichen objektiven Betrachtung der Umstände ver-
hältnismäßig und erfolgreich waren oder die Aufwendungen auf Weisung des Versicherers erfolgten. 

c) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den Aufwendungsersatz nach Ziffer 
13.1 a) und b) entsprechend kürzen. 

 



 

 

 

d) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige Entschädigung betragen zusammen höchstens die Ver-
sicherungssumme je vereinbarter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des 
Versicherers entstanden sind. 

e) Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß Ziffer 13.1 a) erforderlichen Betrag auf Verlangen 
des Versicherungsnehmers vorzuschießen. 

f) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im öffent-
lichen Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse erbracht 
werden. 

13.2  Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens 

a) Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines von 
ihm zu ersetzenden Schadens, sofern diese den Umständen nach geboten waren. 

 Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten nur 
ersetzt, soweit er zur Zuziehung vertraglich verpflichtet ist oder vom Versicherer aufgefordert wurde. 

b) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den Kostenersatz nach Ziffer 13.2 a) 
entsprechend kürzen. 

14. Übergang von Ersatzansprüchen 

14.1  Übergang von Ersatzansprüchen 

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den 
Versicherer über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Ver-
sicherungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers ge-
gen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht 
geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht. 

14.2  Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen 

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes 
Recht unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatz-
anspruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken. 

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht 
verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen 
Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen 
einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

15. Kündigung nach dem Versicherungsfall 

15.1  Kündigungsrecht 

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündi-
gen. Die Kündigung ist in Schriftform zu erklären. Sie muss der anderen Vertragspartei spätestens einen Monat 
nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung zugegangen sein. 

15.2  Kündigung durch Versicherungsnehmer 

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. 
Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätes-
tens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird. 

15.3  Kündigung durch Versicherer 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

16. Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 

16.1  Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des  Versicherungsfalles 

a) Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der 
Entschädigungspflicht frei. 

Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des 
Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als bewiesen. 

b) Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen. 

 



 

 

 

16.2  Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles 

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig 
über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täu-
schen versucht. 

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsneh-
mer wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als be-
wiesen. 

17. Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen 

17.1  Form 

Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, 
sind die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen 
und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Textform abzugeben. 

Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein 
oder in dessen Nachträgen als zuständige bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen 
über den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben unberührt. 

 

17.2  Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung 

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine 
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschrie-
benen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Entsprechendes gilt bei einer dem Versicherer 
nicht angezeigten Namensänderung. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zuge-
gangen. 
 

17.3  Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung 

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift  seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, 
finden bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen nach Ziffer 17.2 entsprechend 
Anwendung. 

18. Repräsentanten 

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen. 

19. Verjährung 

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. 

Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von 
den Anspruch begründenden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe 
Fahrlässigkeit erlangen müsste. 

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristbe-
rechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Textform mitgeteilten Entscheidung des Versi-
cherers beim Anspruchsteller nicht mit. 

20. Gerichtsstand 

20.1  Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvermittler 

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung ist neben den Gerichtsständen 
der Zivilprozessordnung auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit 
der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung handelt, kann der Versicherungsnehmer 
seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht 
geltend machen. 

20.2  Klagen gegen Versicherungsnehmer 

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung gegen den Versicherungsnehmer 
ist ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klage-
erhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

 

 



 

 

 

 

 

Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung handelt, kann der Versicherer seine Ansprü-
che auch bei dem für den Sitz oder die Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht geltend ma-
chen.

21.  Maklervollmacht

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmächtigt, Anzeigen, Willenserklärungen des 
Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist durch den Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüglich
an den Versicherer weiterzuleiten.

22. V ollmachten des Versicherungsvertreters

22.1Erklärungen des Versicherungsnehmers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen 
entgegenzunehmen, betreffend den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrages, ein be-
stehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Beendigung, Anzeige- und Informationspflichten
vor Abschluss des Vertrages und während des Versicherungsverhältnisses.

22.2 Erklärung des Versicherers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine
oder deren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.

23.  Vollmachten der Schleswiger Versicherungsservice AG

Die Firma Schleswiger Versicherungsservice AG (im folgenden SL AG genannt) führt die gesamte Vertrags-
verwaltung für die jeweiligen Versicherer durch.

SL AG ist bevollmächtigt, vertragliche obliegende Anzeigen, Willenserklärungen, Schadenanzeigen und Bei-
träge im Empfang zu nehmen sowie ausstehende Beiträge einzufordern und den dazu gehörigen Schriftver-
kehr zu führen und Willenserklärungen jeglicher Art (z.B. Rücktritt, Kündigung, Anfechtung) abzugeben. Bei-
träge gelten als beim Versicherer eingegangen, wenn sie bei SL AG eingegangen sind.

SL AG ist von den Versicherern beauftragt gegenüber den Versicherungsnehmern und den betreuenden 
Vermittlern die Annahme oder Ablehnung von Anträgen zu erklären.

Hat der Versicherungsnehmer seine Anschrift geändert, die Änderung aber der SL AG nicht mitgeteilt, so
genügt eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung ei-
nes eingeschriebenen Briefes an die letzte der SL AG bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt 3 Tage nach
der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt auch für den Fall einer Änderung des Namens des 
Versicherungsnehmers.

24. W echsel des Versicherers

SLAG ist berechtigt, ohne Zustimmung des Versicherungsnehmers, zur nächsten Hauptfälligkeit des 
Versicherungsvertrages den Versicherer zu wechseln und/oder weitere Versicherer zu beteiligen. Dies ist jedoch 
nur bei gleichbleibendem oder besseren Versicherungsschutz und bei gleichbleibendem 
Beitrag/gleichbleibendem Beitragssatz möglich. Die Willenserklärung des Kunden ist damit erteilt. Macht die 
SLAG von diesem Recht Gebrauch, so werden die Versicherungsnehmer spätestens innerhalb von 4 Wochen 
nach erfolgtem Wechsel darüber informiert, bei wem sie von nun an ihre vertraglichen Rechte geltend machen 
können. 

25. B edingungsanpassung – Innovationsklausel
1. Bedingungsanpassung – Innovationsklausel bei Prämienneutralität

Werden im Laufe der Versicherungsdauer für neue Versicherungsverträge die Allgemeinen Bedingungen,
Allgemeine Bedingungen für die Wohngebäude und/oder vereinbarte Besondere Bedingungen ausschließlich 
zu Gunsten des Versicherungsnehmers geändert, ohne dass dafür eine Zusatzprämie berechnet wird, so gel-
ten diese neuen Bedingungen ab ihrem Gültigkeitstag auch für diesen Vertrag für alle ab diesem Zeitpunkt
neu eintretende Leistungsfälle.

Über die Änderungen/Verbesserungen wird der Versicherungsnehmer informiert.

2. Tarif und Bedingungsanpassung – Innovationsklausel bei Prämienerhöhung

Werden im Laufe der Versicherungsdauer für neue Versicherungsverträge die Allgemeinen Bedingungen,
Allgemeinen Bedingungen für die Wohngebäudeversicherung und/oder vereinbarte Besondere Bedingungen 
gegen Mehrprämie vom Versicherer geändert, wird der Versicherungsvertrag ab der ersten Hauptfälligkeit nach
der Änderung auf das neue Tarif- und Bedingungswerk umgestellt.



 

 

 

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer sowohl über Prämienunterschiede als auch über wesentli-
che Änderungen des Versicherungs- und Leitungsumfangs, vor allem auch Schlechterstellungen zu infor-
mieren. Widerspricht der Versicherungsnehmer eine Umstellung auf das neue Tarif- und Bedingungswerk,  

so besteht der bisherige Vertrag unverändert zu den bis dahin geltenden Bedingungen fort, gleichzeitig 
entfallen die Regelungen des Ziff. 25 b) „Bedingungsanpassung – Innovationsklausel bei Prämienerhö-
hung“ vollständig. 

26. Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 

1. Klassikschutz (sofern im Versicherungsschein dokumentiert) 
Über die allgemeinen Versicherungsbedingungen hinausgehend, sind folgende prämienfreie 
Zusatzeinschlüsse mitversichert: 

1.1. Erweiterte Rohbauversicherung bis zu 24 Monaten 
1.1.1. Die im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude und die zu ihrer Errichtung notwendigen auf dem 

Baugrundstück befindlichen Baustoffe sind, soweit der Versicherungsnehmer dafür die Gefahr trägt, wäh-
rend der Zeit des Rohbaus bis zur bezugsfertigen Herstellung, längstens bis zum Ablauf des vereinbarten 
Zeitraumes gegen Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion versichert. 

1.1.2. Mitversichert sind Schäden durch Sturm am Gebäude vor Bezugsfertigkeit, wenn 
a) das Gebäude eingedeckt ist 
b) alle Außentüren eingesetzt sind, 
c) alle Fenster verglast oder in anderer Weise gleichwertig verschlossen sind. 

1.1.3 Liegt die tatsächliche Bezugsfertigkeit vor dem im Vertragsdokument genannten Zeitpunkt, so ist dies 
dem Versicherer in Textform schriftlich anzuzeigen. 

 
1.2. Überspannungsschäden bis zur Versicherungssumme 

Abweichend von Ziffer 2.3 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A ersetzt der Versicherer auch Schäden durch 
Blitzschlag an elektrischen Einrichtungen und Geräten durch Überspannung, Überstrom und Kurzschluss 
infolge eines Blitzes. 

 
1.3. Nutzwärmeschäden bis zur Versicherungssumme 

Abweichend von Ziffer 2.5 d) SLAG – VGB 2008 Abschnitt A sind auch die dort bezeichneten Brandschä-
den mitversichert. 

 
1.4. Klima-, Wärmepumpen, Solarheizung bis zur Versicherungssumme 
1.4.1. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Schäden durch Wasser oder sonstige wärmetragende 

Flüssigkeiten wie Sole, Öle, Kühlmittel, Kältemittel und dergleichen, die aus Klima-, Wärmepumpen- oder 
Solarheizungsanlagen bestimmungswidrig austreten. 

1.4.2. Innerhalb versicherter Gebäude sind versichert: 
a) Frost- und sonstige Bruchschäden an den Rohren der in Nr. 1 genannten Anlagen, 
b) Bruchschäden durch Frost an sonstigen Einrichtungen der in Nr. 1 genannten Anlagen 

1.4.3. Außerhalb versicherter Gebäude sind versichert Frost- und sonstige Bruchschäden an Rohren der in Nr. 
1 genannten Anlagen, soweit diese Rohre der Versorgung der versicherten Gebäude oder Anlagen die-
nen und sich auf dem Versicherungsgrundstück befinden. 

 
1.5.  Fußbodenheizung bis zu 100 % der Wohnfläche 

Im Rahmen von Ziffer 3 SLAG – VGB 2008 Abschnitt A sind Schäden durch bestimmungswidrig austre-
tendes Leitungswasser auch bei wasserführenden Fußbodenheizungen versichert. 
 

1.6. Mietverlust max. 24 Monate 
In Erweiterung von Ziffer 9 SLAG–VGB 2008 Abschnitt A wird Mietausfall für einen Zeitraum von max. 24 
Monate ersetzt. 
 

1.7. Außen angebrachte Sachen gegen Sturm und Hagel 
 

1.8. Unterversicherungsverzicht gemäß Ziffer 11.2 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A 
 

1.9. Mehrkosten infolge behördlicher Auflagen gemäß Ziffer 8 SLAG – VGB 2008 Abschnitt A 
 
1.10. Aufräumungs-, Abbruchkosten, Bewegungs- und Schutzkosten bis zur Versicherungssumme 
 
1.11. Mehrkosten infolge behördlicher Auflagen zur Wiederherstellung für Restwerte bis 50.000,00 EUR 
1.11.1. Abweichend von Ziffer 8.3 a) dd) SLAG-VGB 2008 Abschnitt A sind bei der Anrechnung des Wertes 

wieder verwertbare Reste versicherter und vom Schaden betroffener Sachen behördliche Wiederherstel-
lungsbeschränkungen zu berücksichtigen. Die Entschädigung ist jedoch begrenzt auf den Betrag, der 
sich vertragsgemäß ergeben würde, wenn die versicherte und vom Schaden betroffene Sache zerstört 
worden wäre, gekürzt um den Altmaterialwert abzüglich Aufräumungs- und Abbruchkosten. 

1.11.2. Die Berücksichtigung von behördlichen Wiederherstellungsbeschränkungen für Restwerte erfolgt nur, 
soweit sie auf Veränderungen der öffentlich-rechtlichen Vorschriften (Gesetze und Verordnungen) beru-
hen, die zwischen Errichtung bzw. letztmaliger genehmigungspflichtiger Baumassnahme am betroffenen 
Gebäudeteil und dem Versicherungsfall in Kraft getreten sind. Soweit behördliche Auflagen mit Fristset-
zung vor Eintritt des Versicherungsfalles erteilt wurden, werden sie für die Restwerte nicht berücksichtigt. 



 

 

 
 
1.11.3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 50.000,00 EUR begrenzt. 
 
1.12. Dekontaminationskosten von Erdreich bis 50.000,00 EUR 

1.12.1. In Erweiterung von Ziffer 7 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A ersetzt der Versicherer die notwendigen Kos-
ten, die dem Versicherungsnehmer aufgrund behördlicher Anordnungen infolge eines Versicherungsfalles 
entstehen, um  

a) Erdreich des Versicherungsgrundstückes zu untersuchen oder zu dekontaminieren oder auszutau-
schen, 

b) den Aushub in die nächstgelegene, geeignete Deponie zu transportieren und dort zu lagern oder zu 
vernichten,  

c)  insoweit den Zustand des im Versicherungsschein bezeichneten Grundstücks vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles wiederherzustellen. 

1.12.2. Die Aufwendungen gemäß Nr. 1 werden nur ersetzt, sofern die behördlichen Auflagen 
a) aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen ergangen sind, die vor Eintritt des Versicherungsfalles er-
lassen waren und  
b) eine Kontamination betreffen, die nachweislich infolge dieses Versicherungsfalles entstanden ist, 
innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Versicherungsfalles ergangen sind und dem Versicherer oh-
ne Rücksicht auf Rechtsmittelfristen innerhalb von 3 Monaten seit Kenntnis der Anordnung gemeldet 
wurde. 

1.12.3. Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende Kontamination des Erdreiches erhöht, so werden nur 
die Aufwendungen ersetzt, die den für eine Beseitigung der bestehenden Kontamination erforderlichen 
Betrag übersteigen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob und wann dieser Betrag ohne den Versiche-
rungsfall aufgewendet worden wäre. Die hiernach nicht zu ersetzenden Kosten werden nötigenfalls durch 
Sachverständige festgestellt. 

1.12.4. Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher Anordnungen oder aufgrund sonstiger Verpflichtungen 
des Versicherungsnehmers einschließlich der sogenannten  Einliefererhaftung werden nicht ersetzt. 

1.12.5. Kosten gemäß Nr. 1 gelten nicht als Aufräumungskosten gemäß Ziffer 7 a) SLAG-VGB 2008 Abschnitt 
A 

1.12.6. Die Entschädigung ist auf 50.000,00 EUR begrenzt. 
1.12.7.  Die Entschädigung ist zusätzlich auf die vereinbarte Jahreshöchstentschädigung begrenzt. Alle Schä-

den, die im laufenden Versicherungsjahr entstehen, fallen insgesamt unter die Jahreshöchstentschädi-
gung. Aufwendungen, die der Versicherungsnehmer zur Abwicklung oder Minderung des Schadens 
macht, werden nur insoweit ersetzt, als sie mit der Entschädigung zusammen die Jahreshöchstentschä-
digung nicht übersteigen, es sei denn, dass sie auf einer Weisung des Versicherers beruhen. 

1.12.8. Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versicherungsnehmer aus einem anderen Vertrag Ersatz 
beanspruchen kann. 

 
1.13. Anprall / Absturz unbemannter Flugkörper 

In Erweiterung von Ziffer 1.1 a) SLAG VGB 2008 Abschnitt A leistet der Versicherer Entschädigung auch 
für Schäden durch Anprall oder Absturz eines unbemannten Flugkörpers, seiner Teile oder seiner La-
dung. 

 
1.14. Anprall von fremden Kraft- und Schienenfahrzeugen  
1.14.1. In Erweiterung von Ziffer 1.1 a) aa) SLAG-VGB 2008 Abschnitt A leistet der Versicherer Entschädigung 

für versicherte Sachen, die durch Fahrzeuganprall zerstört oder beschädigt werden oder infolge eines 
solchen Ereignisses abhanden kommen. 

1.14.2. Fahrzeuganprall ist jede unmittelbare Berührung von Gebäuden durch Straßenfahrzeuge, die nicht vom 
Versicherungsnehmer bzw. von Bewohnern oder Besuchern des Gebäudes gelenkt wurden, oder Schie-
nenfahrzeuge. 

1.14.3. Nicht versichert sind Schäden an Fahrzeugen, Zäunen, Straßen und Wegen. 
1.14.4. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf die vereinbarte Versicherungssumme begrenzt. 
 
1.15. Photovoltaikanlage 
1.15.1. Abweichend von Ziffer 5.3 a) SLAG–VGB 2008 Abschnitt A sind auf dem Hausdach befestigte Photo-

voltaikanlage mitversichert. 
1.15.2. Zur Photovoltaikanlage gehören Solarmodule, Montagerahmen, Befestigungselemente, Mess-, Steuer- 

und Regeltechnik, Wechselrichter und Verkabelung. 
 
 



 

 

 
 
1.16. weiteres Zubehör und Grundstückbestandteile bis 10.000,00 EUR 
1.16.1.In Erweiterung von Ziffer 5.1 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A sind bis zum vereinbarten Betrag versichert: 

Briefkastenanlagen, Carports, elektrische Freileitungen, sofern sie der Versorgung des Versicherungs-
grundstücks dienen, Fahnenmasten, Gartenlaternen, Hof- und Gehsteigbefestigungen, Hundehütten,  
Hundezwinger, Müllboxen einschließlich Müllbehälter, Pergolen, Schutz- und Trennwände, Terrassenbe-
festigungen, freistehende Terrassenüberdachungen, Garten- und Gewächshäuser, Zäune und Mauern 
als Grundstückseinfriedung. 

1.16.2. Die Entschädigungsgrenze ist je Versicherungsfall auf 10.000,00 EUR begrenzt. 
 
1.17.  Erweiterte Versicherung von Wasserzuleitungs- und Heizungsrohren auf dem Versicherungs-

grundstück bis zur Versicherungssumme 
1.17.1. In Erweiterung von Ziffer 3.2 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A leistet der Versicherer Entschädigung für 

außerhalb von Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige Bruchschäden an den Zuleitungsrohren 
der Wasserversorgung oder an den Rohren der Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, Wär-
mepumpen-oder Solarheizungsanlagen, sofern der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt. 

1.17.2. Nr. 1 gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerblichen Zwecken dienen. 
 
1.18. Regelung für die Prämienberechnung aufgrund des Gebäudealters 

Das Gebäudealter hat entscheidenden Einfluss auf den Schadenbedarf und die zur Deckung der Schä-
den notwendigen Beiträge. Aus diesem Grund ergeben sich für Gebäude unterschiedlichen Alters unter-
schiedliche Prämien, welche unter Berücksichtigung anerkannter Methoden der Versicherungsmathema-
tik und der Versicherungstechniken berechnet wurden. Zum nächsten Hauptfälligkeitstermin eines jeden 
Jahrs wird das zu diesem Zeitpunkt maßgebliche Gebäudealter prämienwirksam zur Ermittlung der neu-
en Prämie herangezogen. 
 

1.19. Hotelunterbringung für 100 Tage max. 60,00 EUR pro Tag 
1.19.1. Zusätzlich zu Ziffer 9.1 b) SLAG-VGB 2008 Abschnitt A sind bis zur vereinbarten Entschädigungsgren-

ze auch die nachgewiesenen Kosten für Hotel- oder sonstige ähnliche Unterbringung mitversichert, wenn 
die eigengenutzte Wohnung durch einen Versicherungsfall unbewohnbar wurde und/oder Nutzung von 
Teilen der Wohnung unzumutbar ist. Anfallende Nebenkosten werden nicht erstattet. 

1.19.2. Erstattet werden die Kosten bis zu maximal 60,00 EUR pro Tag, maximal für 100 Tage. 
1.19.3. Sofern eine Entschädigung aus einem anderen Versicherungsvertrag (z. B. Hausratversicherung) er-

langt werden kann, geht diese vor (Subsidiärhaftung). 
 
1.20. Aufräumungskosten/Wiederaufforstung von Bäumen nach einem Sturm bis 6.000,00 EUR 
1.20.1. In Erweiterung von Ziffer 7 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A ersetzt der Versicherer auch die notwendigen 

Kosten für das Entfernen, den Abtransport, die Entsorgung sowie die Wiederaufforstung durch Blitzschlag 
oder Sturm umgestürzter Bäume auf dem Versicherungsgrundstück, soweit eine natürliche Regeneration 
nicht zu erwarten ist. Bereits abgestorbene Bäume sind von der Versicherung ausgeschlossen. 

1.20.2. Die Entschädigungsgrenze ist je Versicherungsfall auf 6.000,00 EUR begrenzt. 
 
1.21. Schwimmbecken in der Wohngebäudeversicherung 

In Erweiterung von Ziffer 3.3 SLAG VGB 2008 Abschnitt A gilt als Leitungswasser auch Wasser, das aus 
Schwimmbecken in versicherten Gebäuden bestimmungswidrig ausgetreten ist. 

1.22.  Schäden durch Überschallknall bis zur Versicherungssumme 
1.22.1 In Erweiterung von Ziffer 1.1 a) aa) SLAG-VGB 2008 Abschnitt A leistet der Versicherer Entschädigung 

für versicherte Sachen, die durch den Überschallknall eines Flugzeuges zerstört oder beschädigt werden 
oder infolge eines solchen Ereignisses abhanden kommen. 

1.22.2  Als Schaden durch Überschallknall gilt jede unmittelbare Zerstörung oder Beschädigung versicherter 
Sachen, die direkt auf der durch Überschallknall eines Flugzeuges entstehenden Druckwelle beruht. 

 
1.23. Graffitischäden bis 1.000,00 EUR 
1.23.1 In Erweiterung von Ziffer 7 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A sind die notwendigen Kosten für die Beseiti-

gung von Graffiti (Verunstaltung durch Farben und Lacke), die durch unbefugte Dritte an Außenseiten 
von versicherten Sachen verursacht werden, mitversichert. 

1.23.2 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Schaden dem Versicherer und der zuständigen Polizei-
dienststelle unverzüglich anzuzeigen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so ist der 
Versicherer nach Maßgabe Ziffer 8.1 b) und Ziffer 8.3 SLAG-VGB 2008 Abschnitt B berechtigt den Ver-
trag zu kündigen oder auch ganz oder teilweise zur Leistung frei. 

1.23.3Die Entschädigung ist je Versicherungsfall und Versicherungsjahr auf maximal 1.000,00 EUR begrenzt. 
 



 

 

 
 
1.24. Rauch-, Ruß-, Seng- oder Schmorschäden 
1.24.1 In Erweiterung von Ziffer 2 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A leistet der Versicherer auch Entschädigung für 

versicherte Sachen, die durch Rauch beschädigt oder zerstört worden sind. Als Rauchschaden gilt jede 
unmittelbare Zerstörung oder Beschädigung der versicherten Sachen durch Rauch, der plötzlich bestim-
mungswidrig aus den auf dem Versicherungsgrundstück befindlichen Feuerungs-, Heizungs-, Koch- oder 
Trockenanlagen austritt. 

1.24.2. Abweichend von Ziffer 2.5 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A sind auch die dort bezeichneten Seng- und  
Schmorschäden mitversichert, die nicht durch Brand, Blitzschlag, Explosion oder Implosion entstanden 
sind. 

1.24.3. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden, die durch dauernde Einwirkung von Rauch und Ruß 
entstehen. 

1.25 Rückreisekosten aus dem Urlaub bis 2.500,00 EUR 
1.25.1. Versichert sind die Mehrkosten für die vorzeitige Rückreise aus dem Urlaub, wenn der Versicherungs-

nehmer wegen eines erheblichen Versicherungsfalles gemäß Ziffer 1.1 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A 
vorzeitig  seine Urlaubsreise abbrechen muss, um an den Versicherungsort gemäß Ziffer 5.2 e) SLAG-
VGB 2008 Abschnitt A zu reisen. 

1.25.2. Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden voraussichtlich 5.000,00 EUR übersteigt und die 
Anwesenheit des Versicherungsnehmers am Schadensort notwendig ist. 

1.25.3. Als Urlaubsreise gilt jede privat veranlasste Abwesenheit des Versicherungsnehmers  vom Versiche 
rungsort von mindestens 4 Tagen bis zu maximal 6 Wochen. 

1.25.4. Fahrtmehrkosten werden für ein angemessenes Reisemittel ersetzt, entsprechend dem benutzten Ur-
laubsreisemittel und der Dringlichkeit der Reise an den Versicherungsort. 

1.25.5. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor Antritt der Rückreise an den Schadensort mit dem Versi-
cherer Kontakt aufzunehmen und Weisungen einzuholen, soweit es den Umständen nach zumutbar ist. 
Kommt der Versicherungsnehmer dieser Verpflichtung nicht nach, obwohl ihm dies billigerweise zuzu-
muten wäre, so kann der Versicherer den Kostenersatz um den Betrag kürzen, der nachweislich durch 
die Pflichtverletzung entstanden ist. 

1.25.6. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf maximal EUR 2.500,00 begrenzt. 
 
1.26. Grobe Fahrlässigkeit 
1.26.1. Abweichend von Ziffer 16.1 b) SLAG-VGB 2008 Abschnitt B beruft sich der Versicherer bei einem Ver-

sicherungsfall nicht auf die Einrede der groben Fahrlässigkeit bis zur vereinbarten Versicherungssum-
me. Versicherte Kosten werden bei der Ermittlung der Entschädigung mit eingerechnet. 

1.26.2. Nr. 1.26.1 gilt jedoch nicht bei Verletzungen von Sicherheitsvorschriften und anderen Obliegenheitsver-
letzungen. Hier gelten insbesondere die Bestimmungen der Ziffer 18 und 19 SLAG-VGB 2008 Abschnitt 
A in Verbindung mit Ziffer 8 und 9 SLAG-VGB 2008 Abschnitt B. 

1.26.3. Nr. 1.26.1 gilt ebenfalls nicht bei der Mitversicherung weiterer Elementarschäden (SLAG-BEW 2008). 
Hier gilt Ziffer 11 SLAG-BEW 2008 in Verbindung  mit Ziffer 16.1 b) SLAG-VGB 2008 Abschnitt B. 



 

 

 

2.  Exklusivschutz (sofern im Versicherungsschein dokumentiert) 
Über die allgemeinen Versicherungsbedingungen hinausgehend, sind folgende prämienfreie 

Zusatzeinschlüsse mitversichert: 

2.1.  Erweiterte Rohbauversicherung bis zu 24 Monaten 

2.1.1. Die im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude und die zu ihrer Errichtung notwendigen auf dem 
Baugrundstück befindlichen Baustoffe sind, soweit der Versicherungsnehmer dafür die Gefahr trägt, wäh-
rend der Zeit des Rohbaus bis zur bezugsfertigen Herstellung, längstens bis zum Ablauf des vereinbarten 
Zeitraumes gegen Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion versichert. 

2.1.2. Mitversichert sind Schäden durch Sturm  am Gebäude vor Bezugsfertigkeit, wenn 
a) das Gebäude eingedeckt ist 
b) Alle Außentüren eingesetzt sind, 
c) alle Fenster verglast oder in anderer Weise gleichwertig verschlossen sind. 

2.1.3. Liegt die tatsächliche Bezugsfertigkeit vor dem im Vertragsdokument genannten Zeitpunkt, so ist dies 
dem Versicherer in Textform schriftlich anzuzeigen. 

 

2.2. Überspannungsschäden bis zur Versicherungssumme 

Abweichend von Ziffer 2.3 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A ersetzt der Versicherer auch Schäden durch Blitz-
schlag an elektrischen Einrichtungen und Geräten durch Überspannung, Überstrom und Kurzschluss infolge 
eines Blitzes. 

2.3. Nutzwärmeschäden bis zur Versicherungssumme 

Abweichend von Ziffer 2.5 d) SLAG – VGB 2008 Abschnitt A sind auch die dort bezeichneten Brandschäden 
mitversichert. 

2.4. Klima-, Wärmepumpen, Solarheizung bis zur Versicherungssumme 

2.4.1. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Schäden durch Wasser oder sonstige wärmetragende 
Flüssigkeiten wie Sole, Öle, Kühlmittel, Kältemittel und dergleichen, die aus Klima-, Wärmepumpen- oder 
Solarheizungsanlagen bestimmungswidrig austreten. 

2.4.2. Innerhalb versicherter Gebäude sind versichert 

a) Frost- und sonstige Bruchschäden an den Rohren der in Nr. 1 genannten Anlagen 

b) Bruchschäden durch Frost an sonstigen Einrichtungen der in Nr. 1 genannten Anlagen 

2.4.3. Außerhalb versicherter Gebäude sind versichert Frost- und sonstige Bruchschäden an Rohren der in Nr. 
1 genannten Anlagen, soweit diese Rohre der Versorgung der versicherten Gebäude oder Anlagen dienen 
und sich auf dem Versicherungsgrundstück befinden. 

 

2.5. Fußbodenheizung bis zu 100% der Wohnfläche 

Im Rahmen von Ziffer 3 SLAG – VGB 2008 Abschnitt A sind Schäden durch bestimmungswidrig austretendes 
Leitungswasser  auch bei wasserführenden Fußbodenheizungen versichert. 
 
2.6. Mietverlust für private Räume max. 24 Monate 

In Erweiterung von Ziffer 9 SLAG – VGB 2008 Abschnitt A wird Mietausfall für Private Räume für einen Zeit-
raum von max. 24 Monate ersetzt. 
 
2.7. Außen angebrachte Sachen gegen Sturm und Hagel 
 
2.8. Unterversicherungsverzicht gemäß Ziffer 11.2 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A 
 
2.9. Mehrkosten infolge behördlicher Auflagen gemäß Ziffer 8 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A 
 
2.10. Aufräumungs-, Abbruchkosten, Bewegungs- und Schutzkosten inklusive Verpflegungskosten für 

Helfer bis zur Versicherungssumme 
 
2.11. Mehrkosten infolge  behördlicher Auflagen zur Wiederherstellung für Restwerte bis 100.000,00 

EUR 

2.11.1. Abweichend von Ziffer 8.3 a) dd) SLAG-VGB 2008 Abschnitt A sind bei der Anrechnung des Wertes 
wieder verwertbare Reste versicherter und vom Schaden betroffener Sachen behördliche Wiederherstel-
lungsbeschränkungen zu berücksichtigen. Die Entschädigung ist jedoch begrenzt auf den Betrag, der sich 
vertragsgemäß ergeben würde, wenn die versicherte und vom Schaden betroffene Sache zerstört worden 
wäre, gekürzt um den Altmaterialwert abzüglich Aufräumungs- und Abbruchkosten. 



 

 

 

 

2.11.2. Die Berücksichtigung von behördlichen Wiederherstellungsbeschränkungen für Restwerte erfolgt nur, 
soweit sie auf Veränderungen der öffentlich-rechtlichen Vorschriften (Gesetze und Verordnungen) beru-
hen, die zwischen Errichtung bzw. letztmaliger genehmigungspflichtiger Baumassnahme am betroffenen 
Gebäudeteil und dem Versicherungsfall in Kraft getreten sind. Soweit behördliche Auflagen mit Fristset-
zung vor Eintritt des Versicherungsfalles erteilt wurden, werden sie für die Restwerte nicht berücksichtigt. 

2.11.3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 100.000,00 EUR begrenzt. 
 
2.12. Dekontaminationskosten von Erdreich bis zur Versicherungssumme 

2.12.1. In Erweiterung von Ziffer 7 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A ersetzt der Versicherer die notwendigen Kos-
ten, die dem Versicherungsnehmer aufgrund behördlicher Anordnungen infolge eines Versicherungsfalles 
entstehen, um 

a) Erdreich des Versicherungsgrundstückes zu untersuchen oder zu dekontaminieren oder auszutauschen 
b) den Aushub in die nächstgelegene, geeignete Deponie zu transportieren und dort zu lagern oder zu 

vernichten, 
c) insoweit den Zustand des im Versicherungsschein bezeichneten Grundstücks vor Eintritt des Versiche-

rungsfalles wiederherzustellen. 
2.12.2. Die Aufwendungen gemäß Nr. 1 werden nur ersetzt, sofern die behördlichen Auflagen 

a) aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen ergangen sind, die vor Eintritt des Versicherungsfalles er-
lassen waren und 

b) eine Kontamination betreffen, die nachweislich infolge dieses Versicherungsfalles entstanden ist, 
c) innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Versicherungsfalles ergangen sind und dem Versicherer 

ohne Rücksicht auf Rechtsmittelfristen innerhalb von 3 Monaten seit Kenntnis der Anordnung gemeldet 
wurde. 

2.12.3 Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende Kontamination des Erdreiches erhöht, so werden nur 
die Aufwendungen ersetzt, die den für eine Beseitigung der bestehenden Kontamination erforderlichen 
Betrag übersteigen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob und wann dieser Betrag ohne den Versiche-
rungsfall aufgewendet worden wäre. Die hiernach nicht zu ersetzenden Kosten werden nötigenfalls durch 
Sachverständige festgestellt. 

2.12.4. Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher Anordnungen oder aufgrund sonstiger Verpflichtungen 
des Versicherungsnehmers einschließlich der sogenannten Einliefererhaftung werden nicht ersetzt. 

2.12.5. Kosten gemäß Nr. 1 gelten nicht als Aufräumungskosten gemäß Ziffer 7 a) SLAG-VGB 2008 Abschnitt 
A 

2.12.6. Die Entschädigung ist auf die Versicherungssumme begrenzt. 
2.12.7. Die Entschädigung ist zusätzlich auf die vereinbarte Jahreshöchstentschädigung begrenzt. Alle Schä-

den, die im laufenden Versicherungsjahr entstehen, fallen insgesamt unter die Jahreshöchstentschädi-
gung. Aufwendungen, die der Versicherungsnehmer zur Abwicklung oder Minderung des Schadens 
macht, werden nur insoweit ersetzt, als sie mit der Entschädigung zusammen die Jahreshöchstentschä-
digung nicht übersteigen, es sei denn, dass sie auf einer Weisung des Versicherers beruhen. 

2.12.8. Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versicherungsnehmer aus einem anderen Vertrag Ersatz 
beanspruchen kann. 

 
2.13. Gebäudebeschädigungen durch unbefugte Dritte bis zur Versicherungssumme 
2.13.1. In Erweiterung von Ziffer 7 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A ersetzt der Versicherer die notwendigen Kos-

ten, die dem Versicherungsnehmer für die Beseitigung von Schäden an Türen, Schlössern, Fenstern, 
Rollläden und Schutzgittern, die dem Gemeingebrauch der Hausgemeinschaft unterliegen, dadurch ent-
standen sind, dass ein unbefugter Dritter in das Gebäude eingebrochen, eingestiegen oder mittels fal-
scher Schlüssel oder anderer Werkzeuge eingedrungen ist, versucht, durch eine Handlung gemäß a) in 
ein versichertes Gebäude einzudringen. 

2.13.2. Eine Ersatzleistung aus einem anderen Versicherungsvertrag wird auf die Entschädigung angerechnet. 

2.14 Diebstahl von außen angebrachten Sachen bis 1.000,00 EUR 

2.14.1. In Erweiterung von Ziffer 7 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A ersetzt der Versicherer die notwendigen Kos-
ten für die Ersatzbeschaffung von entwendetem fest mit dem Gebäude verbundenem Gebäudezubehör 
oder –bestandteilen. 

2.14.2. Die Kosten werden nur ersetzt, wenn nicht aus einem anderen Versicherungsvertrag eine Entschädi-
gung erlangt werden kann.  

2.14.3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 1.000,00 EUR begrenzt. 
 
 
 



 

 

 
 
2.15. Hotelunterbringung für 200 Tage max. 120,00 EUR pro Tag 

2.15.1. Zusätzlich zu Ziffer 9.1 b) SLAG-VGB 2008 Abschnitt A sind bis zur vereinbarten Entschädigungsgren-
ze auch die nachgewiesenen Kosten für Hotel- oder sonstige ähnliche Unterbringung mitversichert, wenn  

 die eigengenutzte Wohnung durch einen Versicherungsfall unbewohnbar wurde und/oder Nutzung von 
Teilen der Wohnung unzumutbar ist. Anfallende Nebenkosten werden nicht erstattet. 

2.15.2. Erstattet werden die Kosten bis zu maximal 120,00 EUR pro Tag, maximal für 200 Tage. 
2.15.3. Sofern eine Entschädigung aus einem anderen Versicherungsvertrag (z. B. Hausratversicherung) er-

langt werden kann, geht diese vor (Subsidiärhaftung). 
 
2.16. Transport- und Lagerkosten 

2.16.1. In Erweiterung zu Ziffer 7 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A ersetzt der Versicherer nach einem Versiche-
rungsfall die notwendigen Kosten für Transport und Lagerung des vom Schaden nicht betroffenen Haus-
rats, wenn das versicherte Ein- oder Zweifamilienhaus unbenutzbar wurde und dem Versicherungsneh-
mer auch die Lagerung in einem benutzbaren Teil nicht zumutbar ist. Die Kosten für die Lagerung werden 
bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem das Gebäude wieder benutzbar oder eine Lagerung in einem be-
nutzbaren Teil wieder zumutbar ist. 

2.16.2. Transport- und Lagerkosten werden nur ersetzt, wenn nicht aus seinem anderen Versicherungsvertrag 
eine Entschädigung verlangt werden kann, längstens jedoch für 200 Tage und höchsten 100,00 EUR pro 
Tag. 

 
2.17. Erweiterte Versicherung von Wasserzuleitungs- und Heizungsrohren bis zur Versicherungssumme 
2.17.1. In Erweiterung von Ziffer 3.2 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A leistet der Versicherer Entschädigung für 

außerhalb von Gebäuden  und außerhalb des Versicherungsgrundstückes eintretende frostbedingte und 
sonstige Bruchschäden an den Zuleitungsrohren der Wasserversorgung oder an den Rohren der Warm-
wasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, Wärmepumpen-, oder Solarheizungsanlagen, sofern der Ver-
sicherungsnehmer die Gefahr trägt. 

2.17.2. Nr. 1 gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerblichen Zwecken dienen. 
 
2.18. Unterirdische und innenliegende Regenabflussrohre 
2.18.1. In Erweiterung von Ziffer 3.4 a) aa) SLAG-VGB 2008 Abschnitt A gelten Nässeschäden als mitversi-

chert, die durch Leitungswasser entstehen, welches aus innerhalb des Gebäudes verlaufenden Regen-
fallrohren bestimmungswidrig ausgetreten ist. 

2.18.2. In Erweiterung von Ziffer 3.1 a) SLAG-VGB 2008 Abschnitt A sind frostbedingte und sonstige Bruch-
schäden an im Gebäude verlaufenden Regenfallrohren versichert. 

 
2.19. Schwimmbecken in der Wohngebäudeversicherung 

In Erweiterung von Ziffer 3.3 SLAG VGB 2008 Abschnitt A gilt als Leitungswasser auch Wasser, das aus 
Schwimmbecken in versicherten Gebäuden bestimmungswidrig ausgetreten ist. 

 
2.20. Schäden durch Überschallknall bis zur Versicherungssumme 

2.20.1. In Erweiterung von Ziffer 1.1 a) aa) SLAG-VGB 2008 Abschnitt A leistet der Versicherer Entschädigung 
für versicherte Sachen, die durch den Überschallknall eines Flugzeuges zerstört oder beschädigt werden 
oder infolge eines solchen Ereignisses abhanden kommen. 

2.20.2. Als Schaden durch Überschallknall gilt jede unmittelbare Zerstörung oder Beschädigung versicherter 
Sachen, die direkt auf der durch Überschallknall eines Flugzeuges entstehenden Druckwelle beruht. 

 
2.21. Sachverständigenkosten bis 6.000,00 EUR 
2.21.1. Soweit der entschädigungspflichtige Schaden in seiner Höhe den Betrag von 25.000,00 EUR übersteigt, 

ersetzt der Versicherer die durch den Versicherungsnehmer gemäß Ziffer 17.6 SLAG-VGB 2008 Ab-
schnitt A zu tragenden Kosten des Sachverständigenverfahrens. 

2.21.2. Die Entschädigungsgrenze je Versicherungsfall ist auf 6.000,00 EUR  begrenzt. 
 
2.22.    Anprall / Absturz unbemannter Flugkörper 

In Erweiterung von Ziffer 1.1 a) SLAG VGB 2008 Abschnitt A leistet der Versicherer Entschädigung auch 
für Schäden durch Anprall oder Absturz eines unbemannten Flugkörpers, seiner Teile oder seiner La-
dung. 

 
 
 



 

 

 
2.23. Anprall von fremden Kraft- und Schienenfahrzeugen bis zur Versicherungssumme 
2.23.1. In Erweiterung von Ziffer 1.1 a) aa) SLAG-VGB 2008 Abschnitt A leistet der Versicherer Entschädigung 

für versicherte Sachen, die durch Fahrzeuganprall zerstört oder beschädigt werden oder infolge eines 
solchen Ereignisses abhanden kommen. 

2.23.2. Fahrzeuganprall ist jede unmittelbare Berührung von Gebäuden durch Straßenfahrzeuge, die nicht vom 
Versicherungsnehmer bzw. von Bewohnern oder Besuchern des Gebäudes gelenkt wurden, oder Schie-
nenfahrzeuge. 

2.23.3. Nicht versichert sind Schäden an Fahrzeugen, Zäunen, Straßen und Wegen. 
 
2.23.4. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf die vereinbarte Versicherungssumme begrenzt. 

2.24. Regen- und Schmelzwasser bis 3.000,00 EUR 

2.24.1. In Ergänzung zu Ziffer 4 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A ersetzt der Versicherer auch Schäden, die durch 
unmittelbare Einwirkung von Regen- und Schmelzwasser verursacht werden an Fußbodenbelägen, Tape-
ten und Farbinneranstrichen. Ausgeschlossen bleiben Schäden durch die allmähliche Einwirkung von Wit-
terungseinflüssen. 

2.24.2. Die Entschädigung ist auf 3.000,00 EUR begrenzt. 

2.25. Schäden durch witterungsbedingten Rückstau bis 6.000,00 EUR 
2.25.1. Witterungsbedingter Rückstau gilt nur dann als mitversichert, wenn eine funktionstüchtige Rückstausi-

cherung eingebaut ist. 
2.25.2. Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) 

Gewässern oder durch Witterungsniederschläge bestimmungswidrig aus dem Rohrsystem des Gebäu-
des, in dem sich der Versicherungsort befindet oder dessen zugehörigen Einrichtungen austritt. 

2.25.3. Die Entschädigungsgrenze ist je Versicherungsfall auf 6.000,00 EUR begrenzt 
 
2.26. weiteres Zubehör und Grundstückbestandteile bis 10.000,00 EUR 
2.26.1. In Erweiterung von Ziffer 5.1 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A sind bis zum vereinbarten Betrag versichert: 
 Briefkastenanlagen; Carports; Elektrische Freileitungen, sofern sie der Versorgung des Versicherungs-

grundstücks dienen; Fahnenmasten; Gartenlaternen; Hof- und Gehsteigbefestigungen; Hundehütten, 
Hundezwinger; Müllboxen einschließlich Müllbehälter; Pergolen; Schutz- und Trennwände; Terrassenbe-
festigungen; freistehende Terrassenüberdachungen; Garten- und Gewächshäuser, Zäune und Mauern 
als Grundstückseinfriedung. 

2.26.2.Die Entschädigungsgrenze ist je Versicherungsfall auf 10.000,00 EUR begrenzt. 
 
2.27. Aufräumungskosten / Wiederaufforstung von Bäumen nach einem Sturm  
2.27.1. In Erweiterung von Ziffer 7 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A ersetzt der Versicherer auch die notwendigen 

Kosten für das Entfernen, den Abtransport, die Entsorgung sowie die Wiederaufforstung durch Blitzschlag 
oder Sturm umgestürzter Bäume auf dem Versicherungsgrundstück, soweit eine natürliche Regeneration 
nicht zu erwarten ist. Bereits abgestorbene Bäume sind von der Versicherung ausgeschlossen. 

2.27.2. Die Entschädigung für die Wiederaufforstung von Bäumen ist je Versicherungsfall auf 6.000,00 EUR 
begrenzt. 

2.28. Bruchschäden an Heizkesseln bis 6.000,00 EUR 

2.28.1. Abweichend von Ziffer 3.1 b) bb) ersetzt der Versicherer auch sonstige Bruchschäden an Heizkörpern, 
Heizkesseln, Boilern oder vergleichbaren Teilen von  Warmwasserheizungs-; Dampfheizungs-, Klima-, 
Wärmepumpen oder Solarheizungsanlage. Ausgeschlossen sind Bruchschäden an bereits defekten Tei-
len und Einrichtungen. 

2.28.2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 6.000,00 EUR begrenzt. 

 
2.29.Verstopfung von Ableitungsrohren innerhalb von Gebäuden bis 1.000,00 EUR 

2.29.1. In Erweiterung von Ziffer 3 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A ersetzt der Versicherer die Kosten für die Be-
seitigung einer Verstopfung der Abflussrohre innerhalb des Gebäudes, nicht aber der Regenwasserablei-
tungsrohre. 

2.29.2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 1.000,00 EUR begrenzt. 

2.30. Gasleitungen bis 6.000,00 EUR 

2.30.1. In Erweiterung zu Ziffer 3.1 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A sind frostbedingte und sonstige Bruchschäden 
an Rohren der Gasversorgung innerhalb versicherter Gebäude mitversichert. 

2.30.2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf maximal 6.000,00 EUR begrenzt. 



 

 

 
2.31. Bruchschäden an Armaturen bis 1.000,00 EUR 
2.31.1. In Erweiterung von Ziffer 3.1 b) SLAG-VGB 2008 Abschnitt A ersetzt der Versicherer auch Bruchschä-

den an Armaturen (z. B. Wasser- und Absperrhähne, Ventile, Wassermesser, Geruchsverschlüsse). Aus-
geschlossen sind Bruchschäden an bereits defekten Armaturen. 

2.32.2. Weiterhin ersetzt der Versicherer die Kosten für den Austausch der zuvor genannten Armaturen, soweit 
dieser Austausch infolge eines Versicherungsfalles gemäß Ziffer 3.1 a) SLAG-VGB 2008 Abschnitt A im 
Bereich der Rohrbruchstelle notwendig ist. 

2.32.3. Die Entschädigungsgrenze ist je Versicherungsfall auf 1.000,00 EUR begrenzt. 
 
2.32. Wasser- und Gasverlust bis 6.000,00 EUR 
2.32.1. In Erweiterung von Ziffer 7 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A ersetzt der Versicherer den Mehrverbrauch 

von Frischwasser, der infolge eines Versicherungsfalles entsteht und den das Wasserversorgungsunter-
nehmen in Rechnung stellt. 

2.32.2. In Erweiterung von Ziffer 7 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A ersetzt der Versicherer den Mehrverbrauch 
von Gas der infolge eines Versicherungsfalles entsteht und den das Versorgungsunternehmen in Rech-
nung stellt. 

2.32.3. Die Entschädigungsgrenze ist je Versicherungsfall auf 6.000,00 EUR begrenzt. 
 

2.33. Photovoltaikanlage 

2.33.1. Abweichend von Ziffer 5.3 a) SLAG – VGB 2008 Abschnitt A sind auf dem Hausdach befestigte Photo-
voltaikanlage mitversichert. 

2.33.2. Zur Photovoltaikanlage gehören Solarmodule, Montagerahmen, Befestigungselemente, Mess-, Steuer- 
und Regeltechnik, Wechselrichter und Verkabelung. 
 

2.34. Rauch-, Ruß-, Seng- oder Schmorschäden 
2.34.1. In Erweiterung von Ziffer 2 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A leistet der Versicherer auch Entschädigung für 

versicherte Sachen, die durch Rauch beschädigt oder zerstört worden sind. Als Rauchschaden gilt jede 
unmittelbare Zerstörung oder Beschädigung der versicherten Sachen durch Rauch, der plötzlich bestim-
mungswidrig aus den auf dem Versicherungsgrundstück befindlichen Feuerungs-, Heizungs-, Koch- oder 
Trockenanlagen austritt. 

2.34.2. Abweichend von Ziffer 2.5 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A sind auch die dort bezeichneten Seng- und 
Schmorschäden mitversichert, die nicht durch Brand, Blitzschlag, Explosion oder Implosion entstanden 
sind. 

2.34.3. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden, die durch dauernde Einwirkung von Rauch und Ruß 
entstehen. 

 
2.35. Blindgänger Schäden 

In Erweiterung von Ziffer 1.2 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A ersetzen wir auch Explosionsschäden durch 
Kampfmittel aus beendeten Kriegen. 
 

2.36. Schäden durch radioaktive Isotope 

Eingeschlossen sind Schäden an versicherten Sachen, die als Folge eines unter die Versicherung fallen-
den Schadenereignisses durch auf dem Grundstück, auf dem der Versicherungsort liegt, betriebsbedingt 
vorhandene oder verwendete radioaktive Isotope entstehen, insbesondere Schäden durch Kontamination 
und Aktivierung. Dies gilt nicht für radioaktive Isotope durch Kernreaktoren. 

2.37.   Mutwillige Beschädigung einschließlich Graffitischäden bis 3.000,00 EUR 

2.37.1. In Erweiterung von Ziffer 7 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A sind die notwendigen Kosten für die Beseiti-
gung von Schäden an den versicherten Gebäuden, die dadurch entstehen, dass unbefugte Dritte das 
Gebäude vorsätzlich beschädigen oder zerstören, mitversichert. Hierunter fallen auch Schäden durch 
Graffiti (Verunstaltung durch Farben und Lacke), die an Außenseiten von versicherten Sachen verursacht 
werden. 

2.37.2. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Schaden dem Versicherer und der zuständigen Polizei-
dienststelle unverzüglich anzuzeigen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so ist der 
Versicherer nach Maßgabe Ziffer 8.1 b) und Ziffer 8.3 SLAG-VGB 2008 Abschnitt B berechtigt den Ver-
trag zu kündigen oder auch ganz oder teilweise zur Leistung frei. 

2.37.3 Die Entschädigung ist je Versicherungsfall und Versicherungsjahr auf maximal 3.000,00 EUR begrenzt. 
 
 
 
 



 

 

 

2.38. Marderbiss an elektrischen Anlagen bis 3.000,00 EUR 

2.38.1. In Erweiterung zu Ziffer 1.1 a) SLAG-VGB 2008 Abschnitt A ersetzt der Versicherer auch Schäden an 
elektrischen Leitungen und elektrischen Anlagen innerhalb von versicherten Gebäuden, die unmittelbar 
durch Marderbiss oder den Biss sonstiger wildlebender Kleinnager entstehen. 

2.38.2. Folgeschäden aller Art, z.B. durch das Fehlen elektrischer Spannung, fallen nicht unter den Versiche-
rungsschutz. 

2.38.3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf maximal 3.000,00 EUR begrenzt. 
 
2.39.   Waschmaschinen- und Spülmaschinenschläuche 

Abweichend von Ziffer 3.1 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A sind Bruchschäden an Waschmaschinen- und 
Spülmaschinenschläuchen mitversichert, soweit durch den Schaden ein ersatzpflichtiger Leitungswasser-
schaden gemäß Ziffer 1.1 bb) entstanden ist. 

 
2.40. Regenwassernutzungsanlagen bis 3.000,00 EUR 
2.40.1. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf auch auf Schäden durch Wasser, das aus Regenwas-

sernutzungsanlagen (Zisternen) bestimmungswidrig ausgetreten sind. 
2.40.2. Innerhalb des versicherten Gebäudes sind Frost- und Bruchschäden an den Rohren der in Nr. 1 ge-

nannten Anlage mitversichert, sofern diese der Versorgung des versicherten Gebäudes dienen. 
2.40.3. Außerhalb des versicherten Gebäudes sind Frost- und sonstige Bruchschäden an Rohren der in Nr. 1 

genannten Anlage mitversichert, sofern diese zur Versorgung des versicherten Gebäudes oder Anlagen 
dienen und sich auf dem Versicherungsgrundstück befinden. 
Eine ausschließliche Nutzung zur Gartenbewässerung dient nicht der Versorgung des versicherten Ge-
bäudes. 

2.40.4. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf maximal 3.000,00 EUR begrenzt. 
 
2.41. Verkehrssicherungsmaßnahmen bis 6.000,00 EUR 
2.41.1. Entsteht durch den Eintritt eines Versicherungsfalles gemäß Ziffer 1.1 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A 

eine Gefahr innerhalb oder außerhalb des Versicherungsgrundstücks, zu deren Beseitigung der Versiche-
rungsnehmer aufgrund gesetzlicher oder öffentlicher Vorschriften verpflichtet ist, so ersetzt der Versiche-
rer die hierfür erforderlichen Kosten. 

2.41.2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf maximal 6.000,00 EUR begrenzt. 
 
2.42. Rückreisekosten aus dem Urlaub bis 6.000,00 EUR 
2.42.1. Versichert sind die Mehrkosten für die vorzeitige Rückreise aus dem Urlaub, wenn der Versicherungs-

nehmer wegen eines erheblichen Versicherungsfalles gemäß Ziffer 1.1 SLAG VGB 2008 Abschnitt A vor-
zeitig  seine Urlaubsreise abbrechen muss, um an den Versicherungsort gemäß Ziffer 5.2 e) SLAG-VGB 
2008 Abschnitt A zu reisen. 

2.42.2. Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden voraussichtlich 5.000,00 EUR übersteigt und die 
Anwesenheit des Versicherungsnehmers am Schadenort notwendig ist. 

2.42.3. Als Urlaubsreise gilt jede privat veranlasste Abwesenheit des Versicherungsnehmers vom Versiche-
rungsort von mindestens 4 Tagen bis zu maximal 6 Wochen. 

2.42.4. Fahrtmehrkosten werden für ein angemessenes Reisemittel ersetzt, entsprechend dem benutzten Ur-
laubsreisemittel und der Dringlichkeit der Reise an den Versicherungsort. 

2.42.5. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor Antritt der Rückreise an den Schadenort mit dem Versi-
cherer Kontakt aufzunehmen und Weisungen einzuholen, soweit es den Umständen nach zumutbar ist. 
Kommt der Versicherungsnehmer dieser Verpflichtung nicht nach, obwohl ihm dies billigerweise zuzumu-
ten wäre, so kann der Versicherer den Kostenersatz um den Betrag kürzen, der nachweislich durch die 
Pflichtverletzung entstanden ist. 

2.42.6. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf maximal 6.000,00 EUR begrenzt. 
 
2.43. Innere Unruhen, Streik und Aussperrung 
2.43.1. Innere Unruhen sind gegeben, wenn zahlenmäßig nicht unerhebliche Teile des Volkes in einer die öf-

fentliche Ruhe und Ordnung störenden Weise in Bewegung geraten und unmittelbar Gewalt gegen Per-
sonen oder Sachen verüben. Dazu gehören auch unmittelbare Schäden durch Wegnahme bei Plünde-
rungen in unmittelbarem Zusammenhang mit inneren Unruhen. 

2.43.2. Streik ist die gemeinsam planmäßig durchgeführte, auf ein bestimmtes Ziel gerichtete Arbeitseinstellung 
einer verhältnismäßig großen Zahl von Arbeitnehmern des Versicherungsnehmers. Aussperrungen  ist 
die auf ein bestimmtes Ziel gerichteter planmäßig großer Zahl von Arbeitnehmern des Versicherungs-
nehmers. Versichert sind Schäden durch die unmittelbaren Handlungen der streikenden oder ausgesperr-
ten Arbeitnehmer des Versicherungsnehmers im Zusammenhang mit einem Streik oder beim Widerstand 
gegen eine Aussperrung an versicherten Sachen. 



 

 

 
2.43.3. Ein Anspruch auf Entschädigung besteht insoweit nicht, dass Schadenersatz aufgrund öffentlich-

rechtlichen Entschädigungsrechts beansprucht werden kann. 
 
2.44.    Grobe Fahrlässigkeit 
2.44.1. Abweichend von Ziffer 16.1 b) SLAG-VGB 2008 Abschnitt B beruft sich der Versicherer bei einem Versi-

cherungsfall nicht auf die Einrede der groben Fahrlässigkeit bis zur vereinbarten Versicherungssumme. 
Versicherte Kosten werden bei der Ermittlung der Entschädigung mit eingerechnet. 

2.44.2. Nr. 2.44.1 gilt jedoch nicht bei Verletzungen von Sicherheitsvorschriften und anderen Obliegenheitsver-
letzungen. Hier gelten insbesondere die Bestimmungen der Ziffer 18 und 19 SLAG-VGB 2008 Abschnitt A 
in Verbindung mit Ziffer 8 und 9 SLAG-VGB 2008 Abschnitt B. 

2.44.3. Nr. 2.44.1 gilt ebenfalls nicht bei der Mitversicherung weiterer Elementarschäden (SLAG-BEW  2008) . 
Hier gilt Ziffer 11 SLAG-BEW 2008 in Verbindung mit Ziffer 16.1 b) SLAG-VGB 2008 Abschnitt B. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 
 
Klausel Ableitungsrohre (SLAG-VGB 2008) 
Sofern im Versicherungsschein dokumentiert 
 
Klassik-Schutz 
 

1. Versichert sind die erforderlichen Kosten für die Beseitigung von Schäden durch Rohrbruch und 
Frost an Ableitungsrohren, soweit der Versicherungsnehmer für diese Rohre die Gefahr trägt und 
die Rohre der Entsorgung versicherter Gebäude dienen. 

2. Nicht unter den Versicherungsschutz fallen Schäden, deren Ursache in undichten Dichtungen, Muf-
fenversatz und Wurzeleinwuchs begründet ist (Kausalität) sowie Schäden an Ableitungsrohren, die 
ausschließlich gewerblichen Zwecken dienen. 

3. Die Entschädigung ist begrenzt auf 2.500 EUR je Versicherungsfall. Die hierfür vereinbarte Ent-
schädigungsgrenze erhöht sich auf 5.000 EUR, sofern das Gebäude im Schadenfall nicht älter als 
30 Jahre ist oder der Versicherungsnehmer im Schadenfall nachweist, dass in den letzten 10 Jah-
ren vor Eintritt des Schadens eine Dichtheitsprüfung der Ableitungsrohre durchgeführt wurde und 
keine Mängel oder Schäden festgestellt wurden, bzw. die dabei beanstandeten Mängel oder Schä-
den nachweisbar erfolgreich behoben wurden. 

4. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Schaden dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 
5. Der Versicherer kann jederzeit unter Einhaltung einer Frist von einem Monat versicherte Ableitungs-

rohre außerhalb von Gebäuden in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) kündigen oder per Än-
derungskündigung im Leistungsumfang beschränken. 
Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsnehmer den gesamten Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Erklärung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt kündigen. 
Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass seine Kündigung erst zum Schluss 
des laufenden Versicherungsjahres wirksam wird. 

 
Exklusiv-Schutz 
 

1.  Versichert sind die erforderlichen Kosten für die Beseitigung von Schäden durch Rohrbruch und 
Frost an Ableitungsrohren, soweit der Versicherungsnehmer für diese Rohre die Gefahr trägt und die 
Rohre der Entsorgung versicherter Gebäude dienen. 

2.  Nicht unter den Versicherungsschutz fallen Schäden, deren Ursache in undichten Dichtungen, Muf-
fenversatz und Wurzeleinwuchs begründet ist (Kausalität) sowie Schäden an Ableitungsrohren, die 
ausschließlich gewerblichen Zwecken dienen. 

3. Die Entschädigung ist begrenzt auf 6.000,00 EUR je Versicherungsfall. Die hierfür vereinbarte Ent-
schädigungsgrenze erhöht sich auf 10.000 EUR, sofern das Gebäude im Schadenfall nicht älter als 
30 Jahre ist oder der Versicherungsnehmer im Schadenfall nachweist, dass in den letzten 10 Jahren 
vor Eintritt des Schadens eine Dichtheitsprüfung der Ableitungsrohre durchgeführt wurde und keine 
Mängel oder Schäden festgestellt wurden, bzw. die dabei beanstandeten Mängel oder Schäden 
nachweisbar erfolgreich behoben wurden. 

4. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Schaden dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 
5. Der Versicherer kann jederzeit unter Einhaltung einer Frist von einem Monat versicherte Ableitungs-

rohre außerhalb von Gebäuden in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) kündigen oder per Än-
derungskündigung im Leistungsumfang beschränken. 
Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsnehmer den gesamten Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Erklärung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt kündigen. 
Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass seine Kündigung erst zum Schluss 
des laufenden Versicherungsjahres wirksam wird. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 
 
 
Besondere Bedingungen für Elementarschäden  
Sofern im Versicherungsschein dokumentiert  
 
Im Rahmen der Gebäudeversicherung gelten für die Wohngebäudeversicherung folgende Besondere Bedin-
gungen für die Versicherung weiterer Elementarschäden in der Wohngebäudeversicherung (SLAG-BEW 2008) 
Stand: 01.2008 
 
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt 
 
1 Vertragsgrundlage 

Es gelten die Allgemeinen Wohngebäude Versicherungsbedingungen (SLAG-VGB 2008), soweit sich aus 
den folgenden Bestimmungen nicht etwas anderes ergibt. 
 

2 Versicherte Gefahren und Schäden  
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch  

2.1 Überschwemmung, Rückstau; 
2.2 Erdbeben; 
2.3 Erdsenkung, Erdrutsch; 
2.4 Schneedruck, Lawinen; 
2.5 Vulkanausbruch  

zerstört oder beschädigt werden oder abhandenkommen. 
 

3 Überschwemmung, Rückstau 
3.1 Überschwemmung ist die Überflutung des Grund und Bodens des Versicherungsgrundstücks mit erhebli-

chen Mengen von Oberflächenwasser durch 
3.1.1 Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Gewässern; 
3.1.2 Witterungsniederschläge; 
3.1.3 Austritt von Grundwasser an die Erdoberfläche infolge von Ziff. 3.1.1 oder 3.1.2. 
3.2 Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Ge-

wässern oder durch Witterungsniederschläge bestimmungswidrig aus den gebäudeeigenen Ableitungs-
rohren oder damit verbundenen Einrichtungen in das Gebäude eindringt. 

 
4. Erdbeben 
4.1 Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des Erdbodens, die durch geophysikalische Vorgänge im 

Erdinneren ausgelöst wird. 
4.2 Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass  
4.2.1 die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens in der Umgebung des Versicherungsortes Schäden an 

Gebäuden im einwandfreien Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet 
hat oder  

4.2.2 der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes der versicherten Sachen nur durch ein Erdbeben ent-
standen sein kann. 

 
5 Erdsenkung 

Erdsenkung ist eine naturbedingte Absenkung des Erdbodens über naturbedingten Hohlräumen. 
Nicht versichert sind Schäden durch Trockenheit oder Austrocknung. 
 

6 Erdrutsch 
Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder Abstürzen von Erd- oder Gesteinsmassen. 
 

7 Schneedruck 
Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von Schnee- oder Eismassen. 
 

8 Lawinen 
Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee- oder Eismassen einschließlich der bei ihrem Ab-
gang verursachten Druckwelle. 
 

9 Vulkanausbruch 
Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung beim Aufreißen der Erdkruste, verbunden mit Lavaer-
güssen, Asche-Eruptionen oder dem Austritt von sonstigen Materialien und Gasen. 
 
 



 

 

 
 

10 Nicht versicherte Schäden 
Nicht versichert sind 

10.1 Schäden an versicherten Gebäuden oder versicherten Sachen, die sich in Gebäuden befinden, die nicht 
bezugsfertig oder wegen Umbauarbeiten für ihren Zweck nicht benutzbar sind. 

10.2 Schäden an im Freien befindlichen beweglichen Sachen.  
10.3 - ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen - Schäden durch 
10.3.1 Sturmflut; 
10.3.2 Grundwasser, soweit nicht an die Erdoberfläche gedrungen (siehe Ziffer 3). 
 
11 Besondere Obliegenheiten 
11.1 Zur Vermeidung von Überschwemmungs- bzw. Rückstauschäden hat der Versicherungsnehmer 
11.1.1 bei überflutungsgefährdeten Räumen Rückstauklappen anzubringen und funktionsbereit zu halten und 
11.1.2 Abflussleitungen auf dem Versicherungsgrundstück freizuhalten, sofern der Versicherungsnehmer hierfür 

die Gefahr trägt. 
11.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten, so ist der Versicherer unter den in Ziffer 

8.1 SLAG-VGB 2008 Abschnitt B beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch 
ganz oder teilweise leistungsfrei. 

 
12 Wartezeit, Selbstbehalt 
12.1 Der Versicherungsschutz beginnt mit dem Ablauf von zwei Wochen ab Versicherungsbeginn (Wartezeit). 
12.2 Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um den 

vereinbarten Selbstbehalt gekürzt. 
 
13 Kündigung 
13.1 Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten die Versi-

cherung weiterer Elementarschäden in Textform kündigen. Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann er 
bestimmen, dass seine Kündigung erst zum Schluss des laufenden Versicherungsjahres wirksam wird. 

13.2 Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsnehmer den Hauptvertrag (siehe Ziffer 1) innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Erklärung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt kündigen. 

 
14 Beendigung des Hauptversicherungsvertrages 

Mit Beendigung des Hauptversicherungsvertrages (siehe Ziffer 1) erlischt auch die Versicherung weiterer 
Elementarschäden. 
_________________________________ 

 
Besondere Hinweise – soweit nichts anderes vereinbart ist 

 
Selbstbehalt je Schadenfall 
10 % des Schadens, mindestens 500 EUR, maximal 5.000 EUR  

 
Haftungslimit 
Je Schadenereignis und Versicherungsort die vereinbarte Gebäudeversicherungssumme; bei der gleiten-
den Neuwertversicherung die Versicherungssumme 1914 multipliziert mit dem zum Zeitpunkt des Versi-
cherungsfalles gültigen gleitenden Neuwertfaktor. 



 

 
Merkblatt zur Datenverarbeitung 
 
1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 
Schleswiger Versicherungsservice AG, 
Goebenstraße 10, 24534 Neumünster – Telefon: +49(0)4321 – 489 09 0 E-Mail: info@schleswiger-ag.de 
 
Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie unter den vorgenannten Kontaktdaten oder unter datenschutz@schleswiger-ag.de 
 
2. Vorbemerkung 
Die an uns gestellten Anforderungen und Aufgaben zur korrekten, schnellen und wirtschaftlichen Administration und Verwaltung von Vertragsverhältnissen können wir in 
der heutigen Zeit nur noch mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Die EDV bietet einen besseren Schutz der Versichertengemeinschaft vor 
missbräuchlichen Handlungen als die bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannten Daten zu Ihrer Person wird durch die EU-
Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) und das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. 
 
3. Rechtsgrundlagen und Zwecke 
Die Datenverarbeitung und Datennutzung personenbezogener Daten ist zulässig, wenn die EU-Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) und BDSG oder eine andere 
Rechtsvorschrift wie z.B. die datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) sie erlaubt oder wenn der Betroffene in diese 
eingewilligt hat (Art. 6 Abs. 1 lit. a) DSGVO). Die DSGVO und das BDSG erlauben die Datenverarbeitung und Datennutzung, wenn dies im Rahmen der Zweckbestim-
mung eines Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen der speichernden 
Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung 
überwiegt. (Art. 6 Abs. 1 DSGVO). 
 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrages und zur Einschätzung des 
von uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur 
Policierung oder Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden benötigen wir, um prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten ist. 
 
Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten nicht möglich. 
 
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Dies sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden versicherungstechni-
sche Daten zum Vertrag wie Vertragsnummer, Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung, sowie erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, 
z. B. eines Vermittlers, eines Sachverständigen, geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben zum Schaden und ggf. auch Angaben 
von Dritten zum Versicherungsfall (Vertragsdaten). 
Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z. B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur 
Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 
1 lit. b) DSGVO. 
Die genannten Zwecke und Rechtsgrundlagen erstrecken sich auch auf Testverfahren zur Entwicklung, Implementierung und Kontrolle der hierzu eingesetzten 
automatisierten Datenverarbeitungsverfahren. Ihre Daten verarbeiten wir auch, wenn es (nach Art. 6 Abs. 1 lit. f) DSGVO erforderlich ist, um berechtigte Interessen von 
uns oder von Dritten zu wahren. 
Dies kann insbesondere der Fall sein: 
- zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs 
- zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte der Schleswiger Versicherungsservice AG und deren Kooperationspartner sowie für 
Markt- und Meinungsumfragen 
- zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere von Datenanalysen zur Erkennung von Unstimmigkeiten, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten 
können. 
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und 
steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen 
Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 lit. c) DSGVO. 
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für andere, oben nicht genannte Zwecke verarbeiten wollen, werden wir Sie darüber zuvor informieren. 
 
4. Nutzung Ihrer E-Mail-Adresse 
Wenn Sie uns im Rahmen der Bearbeitung eines Vorgangs Ihre E-Mail-Adresse zur Kenntnis bringen, speichern wir diese und nutzen sie ggf. für die weitere 
Kommunikation zu dem betreffenden Vertrag (z.B. im Schadenfall), sofern Sie dieser Nutzung nicht widersprechen. 
 
5. Einwilligungserklärung 
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist in Ihrem 
Versicherungsantrag eine Einwilligungserklärung nach der DSGVO und BDSG zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu den vorstehend beschriebenen 
Zwecken aufgenommen worden. Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages hinaus, endet jedoch – außer in der Lebens- und Unfallversicherung – 
schon mit Ablehnung des Antrages oder durch Ihren jederzeit möglichen Widerruf. Wird die Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz oder teilweise verweigert oder 
widerrufen, kommt es unter Umständen nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise verweigerter Einwilligungserklärung kann eine 
Datenverarbeitung und -nutzung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in Abschnitt G Nr. 3 („Rechtsgrundlagen und Zwecke“; Seite 61) beschrieben, 
erfolgen. Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die, wie z. B. beim Arzt, einem Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen 
(Schweigepflichtentbindung) voraus. In der Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung ist daher im Antrag auch eine Schweigepflichtentbindungsklausel enthalten. 
 
6. Kategorien von Empfänger der personenbezogen Daten 
a) Datenübermittlung an den Risikoträger (Versicherer) 
Die Schleswiger Versicherungsservice AG arbeitet zur Deckung der Risiken mit unterschiedlichen Risikoträgern (Versicherern) zusammen. Diese Versicherer benötigen 
entsprechende versicherungstechnische Angaben von uns wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos und Risikozuschlags, 
sowie auch Ihre Personalien. Soweit durch eine bestimmte Schadenhöhe eine Vorlagepflicht beim Versicherer besteht, werden zur Risiko- und Schadenbeurteilung auch 
die dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt. 
In einigen Fällen bedienen sich die Versicherer zum Zwecke der Risiko- und Schadenbeurteilung weiterer Dienstleister, denen sie gegebenenfalls entsprechende Daten 
übergeben können. 
 

b) Datenübermittlung an andere Versicherer 
Im Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) hat der Versicherte bei Antragstellung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versicherer alle für die Einschätzung 
des Wagnisses und die Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu gehören z. B. frühere Versicherungsfälle, Versicherungen oder Mitteilungen über 
gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende, abgelehnte oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Widersprüche in 
den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu schließen, kann es erforderlich sein, andere 
Versicherer zu befragen und entsprechende Auskünfte auf Anfragen zu erteilen. 
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen) eines Austausches von 
personenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffenen wie Name, Anschrift, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos oder 
Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe und Schadentag, weitergegeben. 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
c) Betreuung durch den Vertriebspartner 
In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des sonstigen Dienstleistungsangebots unserer Unternehmensgruppe bzw. unseres Kooperationspartners 
werden Sie durch Ihren Vertriebspartner betreut, der Sie mit Ihrer Einwilligung auch in sonstigen Finanzdienstleistungen berät. Vertriebspartner in diesem Sinn sind 
neben Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften sowie im Rahmen der Zusammenarbeit bei Finanzdienstleistungen auch Kreditinstitute und Kapitalanlagegesell-
schaften u.a. 
Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Vertriebspartner zu diesen Zwecken von uns die für die Betreuung notwendigen Angaben aus Ihren 
Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, z. B. Versicherungsnummer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der Versicherungsfälle und Höhe 
von Versicherungsleistungen, sowie von unseren Partnerunternehmen Angaben über finanzielle Dienstleistungen. Ausschließlich zum Zwecke von Vertragsanpassun-
gen in der Personenversicherung können an den zuständigen Vertriebspartner auch Gesundheitsdaten übermittelt werden. Unsere Vertriebspartner verarbeiten und 
nutzen selbst diese personenbezogenen Daten im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung des Kunden. Auch Sie werden von uns über Änderungen der 
kundenrelevanten Daten informiert. Jeder Vertriebspartner ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen der DSGVO und dem BDSG und seine 
Verschwiegenheitspflichten (z. B. Berufsgeheimnis und Datengeheimnis) zu beachten. 
 
7. Dauer der Datenspeicherung 
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, dass personenbezoge-
ne Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu 
dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, solange wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Dies ergibt sich regelmäßig durch rechtliche 
Nachweis- und Aufbewahrungspflichten, die unter anderem im Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz geregelt sind. Die Speicherfristen 
betragen danach bis zu zehn Jahre. 
 
8. Betroffenenrechte 
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen 
die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf 
Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen. 
 
a) Widerspruchsrecht 
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe 
ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. Dieses Recht können Sie unter info@schleswiger-ag.de geltend machen. 
 
b) Beschwerderecht 
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten Datenschutzbeauftragten (datenschutz@schleswiger-ag.de) oder an eine Datenschutz-
aufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: 
Die Landesbeauftragte für den Datenschutz in Schleswig Holstein, 
Holstenstr. 98 
24103 Kiel 
 
9. Zentrale Hinweissysteme 
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem (HIS) der 
informa HIS GmbH 
Krenzberger Ring 68  
65205 Wiesbaden 
zur Unterstützung der Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. 
Dafür ist ein Austausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. 
Der Betrieb des HIS beruht auf den berechtigten Interessen der Versicherungswirtschaft gem. Art. 6 Abs.1 lit. f) DSGVO, die wir gerne erläutern: 
 
Anfragen 
Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig sein, zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhaltes und zur Verhinderung von 
Versicherungsmissbrauch, Anfragen an den zuständigen Fachverband bzw. an andere Versicherer zu richten oder auch entsprechende Anfragen anderer Versicherer zu 
beantworten. Die Aufnahme in diese Hinweissysteme und deren Nutzung erfolgt lediglich zu Zwecken, die mit dem jeweiligen System verfolgt werden dürfen, also nur, 
soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
10. Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer 
Um Ihre Angaben bei Antragsbearbeitung und bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür erforderlichen Umfang 
ein Austausch von personenbezogenen Daten mit dem von Ihnen im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen. 
 
11. Bonitätsauskünfte 
Soweit es zum Vertragsschluss oder zur Vertragsdurchführung aufgrund unserer berechtigten Interessen notwendig ist, fragen wir bei Auskunfteien Informationen zur 
Beurteilung Ihrer Zahlungsfähigkeit oder Ihres allgemeinen Zahlungsverhaltens ab. 
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